
Stellungnahme(n) (Stand: 11.07.2023)

Sie betrachten: Flächennutzungsplan - 42. Änderung

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 10.07.2023 - 11.08.2023

Behörde: Bezirksregierung Münster: Dezernat 26 (Luftverkehr)

Frist: 11.08.2023 

Stellungnahme: Erstellt von: Andreas Steiner, am: 11.07.2023 , Aktenzeichen: 26.01

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus luftrechtlicher Sicht werden gegen die geplanten Maßnahmen 
keine Bedenken vorgetragen. Bitte beteiligen Sie mich für Planungen von Windenergieanlagen wie bisher in
BImsch- Verfahren über den Kreis Warendorf.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Andreas Steiner, 11.07.2023

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -



 

 
Deutsche Bahn AG | Sitz: Berlin | Registergericht: Berlin-Charlottenburg 
HRB 50 000 | USt-IdNr.: DE 811569869 | Vorsitz des Aufsichtsrats: Werner Gatzer 
Vorstand: Dr. Richard Lutz (Vorsitz), Dr. Levin Holle, Berthold Huber, Dr. Daniela Gerd tom Markotten, 
Dr. Sigrid Evelyn Nikutta, Evelyn Palla, Dr. Michael Peterson, Martin Seiler 
 

 

Nähere Informationen zur Datenverarbeitung im DB-Konzern finden Sie hier: www.deutschebahn.com/datenschutz 
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42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 
Abs. 1 BauGB 
  
 

Ihr Zeichen: ohne 

Ihr Schreiben vom: 07.07.2023 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und DB Energie GmbH 
bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme: 

gegen die Aufhebung der Konzentrationszonen für Windenergieanlagen (WEA) der 
Stadt Telgte bestehen aus unserer Sicht grundsätzlich keine Bedenken.  

Für zukünftige Planungsvorhaben zur Aufstellungn von WEA bitten wir jedoch um 
Beachtung fer nachfolgenden Auflagen und Hinweise:  

Die Eisenbahnen sind nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) verpflichtet, 
ihren Betrieb sicher zu führen und die Eisenbahnstruktur sicher zu bauen und in einem 
betriebssicheren Zustand zu halten (§ 4 Absatz 3 AEG).  

Darüber hinaus sind die Anlagen der Eisenbahnen des Bundes (EdB) besonders 
schutzbedürftig und müssen allgemein vor Gefahren sowie Störpotentialen dringend 
geschützt werden.   



 
 
 

 

Seite 2 / 3  
 

Um dies zu gewährleisten, müssen WEA gemäß der „Eisenbahnspezifischen 
Technischen Baubestimmungen“ (EiTB) Teil A, Kapitel A 1 lfd. Nr. 1.2.8.7 i.V.m. 
Anlage A 1.2.8/6, einen Abstand von größer 1,5 x (Rotordurchmesser plus Nabenhöhe) 
zum nächstgelegenen in Betrieb befindlichen Gleis (Gleisachse) aufweisen. 

Für Freileitungen aller Spannungsebenen, z.B. 110 kV-Bahnstromleitungen / 15 kV-
Speiseleitungen etc., gelten die Abstandsregelungen in DIN EN 50341-3-4 (VDE 0210-
03):2011-01.   

Die Norm DIN EN 50341-2-4 VDE 0210-2-4:2019-09 sagt dazu aus:  

„Zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen sind folgende horizontale Mindest-
abstände zwischen Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und äußerstem ruhenden 
Leiter einzuhalten: 

- für Freileitungen ohne Schwingungsschutzmaßnahmen ≥ 3 x Rotordurchmesser; 

- für Freileitungen mit Schwingungsschutzmaßnahmen ≥ 1 x Rotordurchmesser. 

Wenn sichergestellt ist, dass die Freileitung außerhalb der Nachlaufströmung der 
Windenergieanlage liegt und der Mindestabstand zwischen der Rotorblattspitze in 

ungünstigster Stellung und dem äußeren ruhenden Leiter > 1 x Rotordurchmesser 
beträgt, kann auf die schwingungsdämpfenden Maßnahmen verzichtet werden.                                                     
Weiterhin gilt für Freileitungen aller Spannungsebenen, dass bei ungünstigster Stellung 
des Rotors die Blattspitze nicht in den Schutzstreifen der Freileitung ragen darf.“ 

Die Kosten für evt. erforderliche Schwingungsschutzmaßnahmen an der 
Bahnstromleitung sind nach dem Verursacherprinzip vom Betreiber der 
Windenergieanlage zu tragen.  

Die folgende Grafik verdeutlicht die textliche Beschreibung der Norm: 

 

 

Bei Einhaltung der o.g. Sicherheitsabstände bestehen unsererseits in der Regel keine 
Bedenken gegen die Errichtung von WEA.  

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren sowie bei zukünftigen 
Planungsvorhaben (Bebauungsplanaufstellungen, Bauantragsverfahren) in Bezug auf 
die Aufstellung/Änderung von WEA. Wir weisen darauf hin, dass der o.g. 
Flächennutzungsplan eine vorbereitende Bauleitplanung darstellt. Wir behalten uns vor, zu 
dem o.g. Verfahren und zu Bebauungsplänen, die sich aus diesem Flächennutzungsplan 
entwickeln werden, unabhängig von unserer vorstehenden Stellungnahme Bedenken und 
Anregungen vorzubringen. Diese können auch grundsätzlicher Art sein, sofern 
Unternehmensziele oder Interessen der Deutschen Bahn AG dies erfordern. 
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Bei möglichen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

DB AG – DB Immobilien 

 

      ⋅             ⋅                                                                      
 
i.V.       i.A.   

.       . 

  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

+++ Datenschutzhinweis: Aus aktuellem Anlass möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die in Stellungnahmen des DB Kon-
zerns enthaltenen personenbezogenen Daten von DB Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (Vor- und Nachname, Unterschriften, 
Telefon, E-Mail-Adresse, Postanschrift) vor der öffentlichen Auslegung (insbesondere im Internet) geschwärzt werden 
müssen. +++ 

Chatbot Petra steht Ihnen bei allgemeinen Fragen rund um immobilienrelevante Angelegenheiten gerne zur Verfügung. 
Nutzen Sie dafür folgenden Link oder den QR-Code:  https://chatbot-petra.tech.deutschebahn.com/ 
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Schulze-Zurmussen, Stefanie

Von: Raabe, Olaf <Olaf.Raabe@autobahn.de>
Gesendet: Donnerstag, 27. Juli 2023 13:56
An: Schulze-Zurmussen, Stefanie
Betreff: [Extern] 42. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Oelde / 

Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

ACHTUNG: Diese E-Mail stammt von einem externen Absender. Bitte vermeiden Sie es, Anhänge oder externe Links zu öffnen. 

 
Sehr geehrte Frau Schulze Zurmussen, 
 
mit der 42. Flächennutzungsplanänderung werden die bisherigen auf dem Stadtgebiet Oelde ausgewiesenen 
Konzentrationszonen für die Errichtung von Windkraftanlagen aufgehoben. Da die A 2 von Westen nach Osten durch 
das Stadtgebiet verläuft, wird vorsorglich darauf hingewiesen , dass für diese Anlagen ein Mindestabstand von 100 
m (Anbaubeschränkungszone) zuzüglich des halben Rotordurchmessers in der jeweils ungünstigsten Stellung zum 
Fahrbahn der Autobahn einzuhalten ist. Gegen die geplante Flächennutzungsplanänderung werden sonst keine 
Bedenken seitens der Autobahn GmbH des Bundes vorgebracht. 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
Olaf Raabe 
 
 
Die Autobahn GmbH des Bundes 
Niederlassung Westfalen| Außenstelle Bochum 
Philippstraße 3, 44803 Bochum 
 
Olaf Raabe 
Recht – Planungen Dritter 
T. 0234/41479-0 
M. +49 173 16 43 043 
 
olaf.raabe@autobahn.de 
Protected link 
 
 

  

+++ Verkehrsmeldungen und alles rund um die Autobahn finden Sie in unserer App:Protected link +++ 

  

Die Autobahn GmbH des Bundes 
Rechtsform: GmbH 
Sitz: Heidestraße 15 · 10557 Berlin · AG Charlottenburg · HRB 200131 B 
Geschäftsführung: Gunther Adler, Anne Rethmann 
Aufsichtsratsvorsitzender: Oliver Luksic 
  
Vertraulichkeitshinweis 
Diese Nachricht und jeder etwaig uebermittelte Anhang beinhalten vertrauliche Informationen und sind nur 
fuer die Personen oder Unternehmen bestimmt, an welche sie tatsaechlich gerichtet sind. Sollten Sie nicht 
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der bestimmungsgemaesse Empfaenger sein, weisen wir Sie darauf hin, dass die Verbreitung, das (auch 
teilweise) Kopieren sowie der Gebrauch der empfangenen E-Mail und der darin enthaltenen Informationen 
verboten sind und gegebenenfalls Schadensersatzpflichten ausloesen können. Sollten Sie diese Nachricht 
aufgrund eines Uebermittlungsfehlers erhalten haben, bitten wir Sie, den Absender unverzueglich hiervon in 
Kenntnis zu setzen. 
Sicherheitswarnung: Bitte beachten Sie, dass das Internet kein sicheres Kommunikationsmedium ist. 
Obwohl wir im Rahmen unseres Qualitaetsmanagements und der gebotenen Sorgfalt Schritte eingeleitet 
haben, um einen Computervirenbefall weitestgehend zu verhindern, koennen wir wegen der Natur des 
Internet das Risiko eines Computervirenbefalls dieser E-Mail nicht ausschliessen. 
  
Confidentiality note 
This notice and any attachments which are transmitted contain confidential information and are intended 
only for the persons or companies to whom they are actually addressed. If you are not the intended 
recipient, please note that the distribution, copying (even partial) and use of the received e-mail and the 
information contained in the e-mail are prohibited and may result in a possible liability for damages. Should 
you have received this message due to a transmission error, we ask you to inform the sender immediately. 
Safety warning: Please note that the Internet is not a safe means of communication or form of media. 
Although we are continuously increasing our due care of preventing virus attacks as a part of our Quality 
Management, we are not able to fully prevent virus attacks as a result of the nature of the Internet. 

  

Hinweis zur Datenverarbeitung / Link to data protection policy: Protected link 



Stellungnahme(n) (Stand: 11.07.2023)

Sie betrachten: Flächennutzungsplan - 42. Änderung

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 10.07.2023 - 11.08.2023

Behörde: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Essen
Frist: 11.08.2023 

Stellungnahme: Erstellt von: Sabine Lausberg-Krifft, am: 11.07.2023 , Aktenzeichen: 641pt/009-2023#306

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihr Schreiben ist am 10.07.2023 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem 
o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher
Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes
über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren.

Es ist sicherzustellen, dass die Flurstücke von Bahnbetriebszwecken freigestellt sind. Andernfalls unterfällt das
Flurstück dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsvorbehalt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz
(AEG) sowie dem Fachplanungsvorrang nach § 38 Baugesetzbuch (BauGB). Auskunft über die
Zweckbestimmung der o.g. Fläche erteilt die DB Services Immobilien GmbH in Köln. 

Hinsichtlich der Grenzbebauung sind u.a. die Vorschriften des § 6 BauO NRW zu beachten. 

Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbetreiberin DB Netz
AG als Trägerin öffentlicher Belange empfohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit
Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. Abschließend stelle ich fest, dass
aktuelle zulassungsrechtliche und raumbedeutsame Planungen der Eisenbahnen des Bundes im betroffenen
Bereich, die über bereits festgestellte Planungen hinausgehen und mit Ihrer Planung unmittelbar kollidieren
könnten, hier nicht bekannt sind. Hierzu sollte sich ggf. ebenfalls auch die DB Netz AG äußern.

Die folgenden Hinweise bitte ich zu berücksichtigen: 
• Ansprüche gegen Eisenbahninfrastrukturunternehmen, die sich durch Immissionen aus dem Eisenbahnbetrieb
auf planfestgestellten und baulich nicht geänderten Verkehrsanlagen begründen, sind ausgeschlossen. Für einen
ausreichenden Schutz vor Lärm und Erschütterungen aus dem Eisenbahnbetrieb hat der Planungsträger, der ein
Bauvorhaben in der Nachbarschaft von Eisenbahnbetriebsanlagen durchzuführen beabsichtigt, selbst zu sorgen. 

• Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der
Baumaßnahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von Sicherheitsabständen zwingend
vorgeschrieben. Ein gewolltes oder ungewolltes Hineingelangen in den Gefahrenbereich und den Sicherheitsraum
der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich
und dauerhaft auszuschließen.

• Die infrastrukturellen Belange sowie die spezifisch vorliegenden Sicherheitsabstände für Bauten nahe der Bahn,
Lagerung von Baumaterialien, den notwendigen Arbeitsraum für Instandsetzungsarbeiten der Bahnanlagen,
Abstand und Art von Neuanpflanzungen im Nachbarbereich, Beleuchtung, Entwässerung, etc., sind von der
Infrastrukturbetreiberin, bzw. von der DB Immobilien anzugeben.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Gez. Lausberg-Krifft

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Schulze-Zurmussen, Stefanie

Von: Anbau <Anbau@fba.bund.de>
Gesendet: Montag, 10. Juli 2023 15:43
An: Schulze-Zurmussen, Stefanie
Betreff: [Extern] Rückgabe: Beteiligung zu Flächennutzungsplan 42. Änderung

ACHTUNG: Diese E-Mail stammt von einem externen Absender. Bitte vermeiden Sie es, Anhänge oder externe Links 
zu öffnen. 
 
 
Sehr geehrte Frau Schulze-Zurmussen, 
 
vielen Dank für die Beteiligung im o. g. Verfahren. 
 
Das Fernstraßen-Bundesamt ist die zuständige Genehmigungs- und Zustimmungsbehörde (Zustimmung im Rahmen 
von Bau- und Genehmigungsverfahren) für anbaurechtlich relevante Nutzungen, in einem Abstand von 100 m 
entlang der Bundesautobahnen und in einem Abstand von 40 m entlang der Bundesstraßen, außerhalb der 
Ortsdurchfahrten der Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen i. S. d. § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG). Für die 
vorbezeichneten Straßen nimmt die Autobahn GmbH des Bundes die Aufgaben des Trägers der Straßenbaulast wahr 
und ist in Bau- und Genehmigungsverfahren neben dem Fernstraßen-Bundesamt unabhängig von der Entfernung 
zum Straßenrand, bei einer möglichen Betroffenheit als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. 
 
Bei der Durchführung von Bebauungsplan- und Flächennutzungsplanverfahrens, wie vorliegend bei der 42. 
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde, entfällt eine direkte Beteiligung des Fernstraßen-
Bundesamtes. Gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 12 InfrGG-BV erfolgt die Abgabe von Stellungnahmen zu Bebauungsplänen 
(§ 9 Absatz 7 des Bundesfernstraßengesetzes) durch die Autobahn GmbH des Bundes. In diesen Verfahren ist daher 
zwingend die Autobahn GmbH des Bundes zu beteiligen.  Diese nimmt die Belange des Trägers der Straßenbaulast 
als Träger öffentlicher Belange wahr. Die Autobahn GmbH des Bundes gibt eine Gesamtstellungnahme mit interner 
Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes unter Berücksichtigung der anbaurechtlichen Interessen ab. 
 
Entsprechend verweisen wir Sie hiermit ausdrücklich zuständigkeitshalber an die Autobahn GmbH des Bundes. 
 
Bitte richten Sie Ihren Antrag mit den erforderlichen Dokumententen zwingend an die Autobahn GmbH des Bundes. 
 
Ihre E-Mail wird nicht weitergeleitet. 
 
Vielen Dank für Ihr Entgegenkommen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Catherine Regge 
Bürosachbearbeiterin 
 
Fernstraßen-Bundesamt 
 
Friedrich-Ebert-Straße 72-78, 04109 Leipzig 
Telefon: 0341 49611-528 
E-Mail: anbau@fba.bund.de 
Internet: 
https://mailsecure.oelde.de/link?id=BAgAAAD3vawP2RUpPHwAAACpbonShGF6D7WqEmksTxBYPLZhW9DcaYWTTm
OCkyU8j04kXRiw5RcEcGRJqIhO9D0uIFQnlaKkUZA9pT5r99bv1ouqrhpEVGAw4_cks5tRUBQQ-
1GN3wRxS9tdEoPNC4wVY-YylhcnvKY8tG_S9knrsnKA-fKL0d8JEr_l0 
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-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: Behoerdenbeteiligung <oelde@online-behoerdenbeteiligung.de> 
Gesendet: Freitag, 7. Juli 2023 11:08 
An: Anbau <Anbau@fba.bund.de> 
Betreff: Beteiligung zu Flächennutzungsplan 42. Änderung 
 
 
################################################################################### 
Bitte beachten Sie: 
Über die Adresse oelde@online-behoerdenbeteiligung.de ist die Abgabe einer Stellungnahme nicht möglich. 
 
Bitte nutzen Sie zur Abgabe Ihrer Stellungnahme das Behördenportal: 
https://mailsecure.oelde.de/link?id=BAgAAAD3vawP2RUpPKYAAADnfNw1vr2TPbvsIX1mkbDeOxwvs4qIVQgxJrU7yT
L2krNgsBlzW95VHvpSCUgvxlztxKqvHvLwDw7pB5JzeG1fzez9luVkqNBUQnO73b3JBUibz4ExcIQic0HGIoLtNrZMzevyX8c
TbvlBHxOZxGtgAf_Jbbt5ryzbYlLIjJZ8Xh-l-GBSaUliH9QHiU0xfxhBRKDqFMD15HqMd6icacStrlL1ieee0 
 
Im Behördenportal können Sie das beigefügte Anschreiben auch als PDF abrufen. 
 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an: 
 - Stefanie Schulze Zurmussen, Tel.: 02522 / 72-464, E-Mail: stefanie.Schulze-Zurmussen@oelde.de 
 
Wenn Sie noch keinen Login zum OBB erhalten haben dann registrieren Sie sich bitte hier: 
https://mailsecure.oelde.de/link?id=BAgAAAD3vawP2RUpPKEAAAB4tPzSgnsrnZYb0Xj7yzZNcQFleMD0xuEZY_gvQJ4V
PP1A4KSOrVJxlOZX6Uc7BPG0UQWmbKrmLRtVQKLnR7WApLENJ49qYJthh5Z-HG2qVBeBWXKizy9W5d-
ZuCJ85WPyBiYe7fhZOBm1EHDdGEcKUDpLhoKodO7IfAM44Bb9Mj1la6UQcqenwQlFuyHJs9-
3_og6gaOVKXxQ5z405m4wDg2 
 
 
#################################################################################### 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
anbei erhalten Sie die Unterlagen zum Planverfahren zur 42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde. 
In der Zeit vom 10.07.2023 bis zum 11.08.2023 besteht im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB die 
Möglichkeit, eine Stellungnahme abzugeben. Sollte keine rechtzeitige schriftliche Stellungnahme von Ihnen 
eingehen, so wird davon ausgegangen, dass Ihre Belange durch die vorgelegte Bauleitplanung nicht berührt werden. 
Soweit Sie sich für eine Beteiligung über den Beteiligungsserver angemeldet haben, bitte ich Sie, Ihre Stellungnahme 
über den Beteiligungsserver abzugeben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schulze Zurmussen 
 
 
 
Zum Login: 
https://mailsecure.oelde.de/link?id=BAgAAAD3vawP2RUpPKYAAADnfNw1vr2TPbvsIX1mkbDeOxwvs4qIVQgxJrU7yT
L2krNgsBlzW95VHvpSCUgvxlztxKqvHvLwDw7pB5JzeG1fzez9luVkqNBUQnO73b3JBUibz4ExcIQic0HGIoLtNrZMzevyX8c
TbvlBHxOZxGtgAf_Jbbt5ryzbYlLIjJZ8Xh-l-GBSaUliH9QHiU0xfxhBRKDqFMD15HqMd6icacStrlL1ieee0 
 



3

Behördenanschreiben in Textform: 
 
#################################################################################### 
  42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 6. September 2021 beschlossen, das Verfahren zur 42. Änderung 
des vom Regierungspräsidenten in Münster mit Verfügung vom 30. Dezember 1999 genehmigten 
Flächennutzungsplans der Stadt Oelde einzuleiten. In der Sitzung am 12. September 2022 hat der Rat der Stadt 
Oelde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
 
 
Der Geltungsbereich der 42. Änderung des Flächennutzungsplans umfasst das gesamte Stadtgebiet von Oelde. 
Gegenstand der 42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde ist die Aufhebung der bestehenden 
Konzentrationszonen zur Windenergienutzung. Durch die Aufhebung der kommunalen Konzentrationszonenplanung 
mit deren Ausschlusswirkung für das gesamte Stadtgebiet soll zukünftig auf eine diesbezügliche Steuerung im 
Flächennutzungsplan der Stadt Oelde verzichtet werden. Durch die Änderung sollen der Windenergienutzung im 
Stadtgebiet neue Standorte ermöglicht und den aktuellen gesetzlichen Erfordernissen entsprochen werden. Durch 
die Änderung des Flächennutzungsplans wird die Errichtung von Windenergieanlagen zukünftig gemäß § 35 Abs. 1 
Nr. 5 BauGB im gesamten Außenbereich privilegiert und somit zulässig sein, sofern öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist. Entgegenstehende Belange, zum Beispiel aus Gründen des 
Umwelt- und Artenschutzes, des Immis  sionsschutzes, der optischen Bedrängung, des Denkmalschutzes, Belange 
der Flugsicherung und anderer konkurrierender Nutzungen werden zu beachten sein. Die Prüfung der Zulässigkeit 
für Windenergieanlagen wird auf den Einzelfall verlagert. 
 
 
Gem. § 4 Abs. 1 BauGB werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen hiermit unterrichtet. Gleichzeitig bitte ich Sie, 
sich zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB zu äußern. Die 
Unterrichtung der Behörden zu der Bauleitplanung ersetzt nicht die öffentliche Auslegung der Bauleitplanung gem. § 
4 Abs. 2 BauGB, in deren Verlauf erneut Anregungen vorgebracht werden können. 
 
Sie finden die Planungsunterlagen auch auf den Internetseiten der Stadt Oelde: 
https://mailsecure.oelde.de/link?id=BAgAAAD3vawP2RUpPJIAAAArvKzTkmkSAOfqwfL-
lP0Cm3fKRgIJgiARiW59TrLXVRHgg9RobQylu9d2QzWgPUZ2P9jxsMwuv5ZIO7BKKpD_wbqntQK9ZlRlUsiyum0PmfMUS
TMQn2cYi05AMgsiE8y5Sh1HWAgZXUA2Xe3fLbFuZLcYHO3cn1Z4l3LBi-Fl35CVDNwDmbTjPoXBgAs17B4kmw2 
 
Neben dieser digitalen Version kann der Entwurf der 42. Änderung des Flächennutzungsplans   der Stadt Oelde im 
Zeitraum von Montag, den 10. Juli 2023, bis einschließlich Freitag, den 11. August 2023, im Rathaus, Fachdienst 
Stadtentwicklung, Planung, Bauordnung, Zimmer 429, Ratsstiege 1, 59302 Oelde, während der Öffnungszeiten 
(montags bis freitags von 8.00 - 12.00 Uhr, dienstags von 14.00 - 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 - 18.00 Uhr) 
eingesehen werden. Für die persönliche Einsichtnahme wird um vorherige telefonische Terminabsprache unter der 
Telefonnummer 02522 72-464 gebeten. 
 
 
Ich bitte Sie, mir Ihre allgemeine Stellungnahme zu den beabsichtigten Planungen bis zum 11.08.2023 zu 
übersenden. Sollte keine rechtzeitige schriftliche Stellungnahme von Ihnen eingehen, so gehe ich davon aus, dass 
Ihre Belange durch die vorgelegte Bauleitplanung nicht berührt werden. Soweit Sie sich für eine Beteiligung über 
den Beteiligungsserver angemeldet haben, bitte ich Sie, Ihre Stellungnahme über den Beteiligungsserver abzugeben. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
gez. Schulze Zurmussen 



  
 

 
Geschäftsführer: Marc-André Wegener 
 

PLEdoc GmbH  ⚫  Gladbecker Straße 404   ⚫  45326 Essen 
Telefon: 0201 / 36 59-0  ⚫  Internet: www.pledoc.de 
Amtsgericht Essen - Handelsregister   B 9864  ⚫  USt-IdNr.  DE 170738401 
 

 
 
 
Zertifikatsnummer 
45326/10-22 

 

 

 
 
 

 

Achtung, nur GasLINE-Auskunft 
Netzauskunft 

 
Telefon 
E-Mail 
 

 

0201/36 59 - 500 
netzauskunft@pledoc.de 

 

PLEdoc GmbH     Postfach 12 02 55  45312 Essen 

 
 

Stadt Oelde: Fachdienst Stadtentwicklung, Planung, 
Bauordnung 
Ratsstiege 1 
59302 Oelde 

Bearbeiter Carsten Giesl 
Durchwahl 0201/3659-128 

  

 
Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Anfrage an unser Zeichen Datum 

BIL 20230707-0338 07.07.2023 Tetraeder 20230701397 28.07.2023 
 
Frühzeitige Beteiligung an der 42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Oelde 
 
Tabelle der betroffenen Anlagen: 
 
lfd. 
Nr. 

Eigentümer Leitungstyp Status Leitungsnr. Blatt Schutzstreifen Beauftragter 

1 
GasLINE 

GmbH 
LWL-KSR-

Anlage 
in Betrieb GLT/910/001 

1 bis 
48 

2 m 

Maintenance Management 
Center (MMC) 

https://einweisung.mmc-
portal.de 

2 
GasLINE 

GmbH 
LWL-KSR-

Anlage 
in Betrieb GLT/910/007 1 2 m 

Maintenance Management 
Center (MMC) 

https://einweisung.mmc-
portal.de 

3 
GasLINE 

GmbH 
LWL-KSR-

Anlage 
in Betrieb GLT/910/083 1 und 2 2 m 

Maintenance Management 
Center (MMC) 

https://einweisung.mmc-
portal.de 

4 
GasLINE 

GmbH 
LWL-KSR-

Anlage 
in Betrieb GLT/910/084 1 2 m 

Maintenance Management 
Center (MMC) 

https://einweisung.mmc-
portal.de 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

von der GasLINE GmbH & Co. KG (GasLINE), Straelen, sind wir mit der Wahrnehmung ihrer 
Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffentlich-
rechtlichen Verfahren beauftragt. GasLINE ist Eigentümerin eines deutschlandweiten 
Kabelschutzrohr(KSR)-Anlagennetzes mit einliegenden Lichtwellenleiter(LWL)-Kabeln, 
nachfolgend LWL-KSR-Anlagen genannt. 
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Die uns über den Beteiligungsserver zur Verfügung gestellten Verfahrensunterlagen haben wir 
hinsichtlich der Belange der GasLINE geprüft. Beigefügt erhalten Sie eine Übersichtskarte mit 
Darstellung des angezeigten Bereiches der 42. Änderung des Flächennutzungsplans und 
Eintragung der eingangs aufgeführten LWL-KSR-Anlagen nebst zugehöriger Kenndaten. 
Beachten Sie bitte, dass die Darstellung der LWL-KSR-Anlagen in dieser Karte lediglich als 
grobe Übersicht geeignet ist. 

Wir bitten Sie die LWL-KSR-Anlagen anhand der Darstellung in der Übersichtskarte 
nachrichtlich in die Planzeichnung zu übernehmen. Für eine Detailplanung im Rahmen eines 
Bauantrages zur Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) können wir Ihnen aus den 
Berührungsbereichen auf gesonderte Anfrage detaillierte Planunterlagen zur Verfügung 
stellen. 

Wie wir der Begründung entnehmen, handelt es sich bei der 42. Änderung des Flächen-
nutzungsplans um die Aufhebung zweier Vorranggebiete für Windenergie. Ermöglicht wird 
hiermit jedoch die Planung von WEA im gesamten privilegierten Außenbereich des 
Stadtgebietes Oelde. 

Wir gehen davon aus, dass der Bestandsschutz der LWL-KSR-Anlagen gewährleistet ist und 
sich durch die vorgesehene 42. Änderung des Flächennutzungsplans und die damit 
verbundene Möglichkeit zur Planung von WEA im gesamten privilegierten Außenbereich 
keinerlei Nachteile für den Bestand und den Betrieb der LWL-KSR-Anlagen sowie keinerlei 
Einschränkungen und Behinderungen bei der Ausübung der für die Sicherheit der Versor-
gung notwendigen Arbeiten, wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. ergeben. 

Im Hinblick auf die spätere Planung von Windenergieanlagen innerhalb des Stadtgebietes 
übersenden wir in der Anlage auch eine Anweisung zum Schutz von 
Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln der GasLINE GmbH 
& Co. KG. Die dort genannten Auflagen und Hinweise sind zwingend bei allen Maßnahmen 
im Bereich und / oder in der Nähe der LWL-KSR-Anlagen zu beachten. Besonders machen 
wir auf folgendes aufmerksam: 

Windkraftanlagen einschließlich deren Fundament dürfen nur außerhalb des Schutz-
streifenbereich der LWL-KSR-Anlagen angeordnet. 

Zur Vermeidung von Anpassungsmaßnahmen ist zu beachten, dass bei einem Bauantrag zur 
Aufstellung von Windenergieanlagen alle Details, die Einfluss auf den Bestand und den Betrieb 
der LWL-KSR-Anlagen haben, mit dem eingangs genannten Beauftragten abzustimmen sind. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Herstellung von Baustraßen mit Montage- und 
Kranstellflächen, Ausbau dauerhafter Zuwegungen, Neubau von kreuzenden oder parallel 
verlaufenden Ver- oder Entsorgungsleitungen. 
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Hinsichtlich des notwendigen Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung wer-
den von unserer Seite keine besonderen Anregungen gemacht. 

Wir bitten um weitere Beteiligung an diesem Verfahren. 

Mit freundlichen Grüßen 
PLEdoc GmbH im Auftrag der GasLINE GmbH 

- Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig - 

Anlagen 
Übersichtskarte (© NavLog/GeoBasis-DE / BKG 2014 / geoGLIS OHG (p) by Intergraph) 
Anweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Datenschutzhinweis: 

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der Bearbeitung 
Ihres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit Ihnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Löschungsfrist beträgt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jährlich durchgeführten 
Überprüfung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird. 

Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung und Übertragbarkeit der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten. 





 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
We connect your business. 
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Anweisung zum Schutz von 
Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden 

Lichtwellenleiterkabeln 
 

von PLEdoc GmbH 

Gladbecker Straße 404, 45326 Essen 
 
 

im Auftrag der GasLINE GmbH & Co. KG 

Paesmühlenweg 10 + 12, 47638 Straelen 
 
 
 
 
 

1. Allgemeines 
 
 

GasLINE ist Eigentümerin eines deutschlandweiten Kabelschutzrohr(KSR)-Anlagennetzes mit ein- 

liegenden Lichtwellenleiter(LWL)-Kabeln. Diese LWL-Kabel werden von Telekommunikationsgesell- 

schaften zur Errichtung und zum Betrieb von Telekommunikationsübertragungswegen benutzt. 

 
An diese KSR- und LWL-Kabelanlagen werden hohe Anforderungen hinsichtlich Betriebssicherheit 

und Verfügbarkeit gestellt. Diese Anlagen dürfen keinesfalls beschädigt werden. Bei jedem uner- 

warteten Auffinden einer KSR-Anlage ist unbedingt sofort die Betriebsüberwachung Essen* der 

GasLINE zu benachrichtigen. 

 
Die KSR-Anlagen mit ihren innenliegenden LWL-Kabeln sind überwiegend entlang von Versorgungs- 

leitungen unter Nutzung der gesetzlichen Bestimmungen der §§ 68, 69, 76 TKG verlegt. 

Die Versorgungsleitungen sind grundsätzlich durch beschränkte persönliche Dienstbarkeiten der 

§§ 1090 ff. BGB oder Gestattungsverträge gesichert. 
 
 

Sogenannte Solotrassen sind ebenfalls durch beschränkte persönliche Dienstbarkeiten oder 

Gestattungsverträge mit einem Schutzstreifen von in der Regel 1 m bis 2 m Breite gesichert. 



Anweisung der GasLINE GmbH & Co. KG 
* siehe 5. Kontaktdaten 

- 3 - Stand: Februar 2021   

Die Erdüberdeckung der KSR-Anlage beträgt in der Regel mindestens 1 m, bei Bohrungen größ- 

tenteils erheblich mehr, im Bereich von befestigten Flächen ca. 60 cm bis 80 cm. In Einzelfällen 

kann die aktuelle Deckung aus verschiedenen Gründen auch geringer oder größer sein. Dies gilt 

selbst dann, wenn im Stempel des Bestandsplanes eine Regelverlegetiefe von 1,0 m angegeben ist. 

 
Ca. 30 cm oberhalb der in offener Bauweise verlegten KSR-Anlage liegt in der Regel ein Trassen- 

warnband mit der Aufschrift „Achtung LWL-Kabel“. 

 
2. Erkundigungspflicht 

 
 

Schon im Stadium der Planung ist es unerlässlich, Erkundigungen nach Vorhandensein und Lage 

von KSR-Trassen einzuholen und die Planung entsprechend abzustimmen. 

 
Folgendes ist hierbei zu beachten: 

 
 

1. Abgabe einer Fremdplanungsanfrage an die Dienstleistungsgesellschaft* der GasLINE zur 

Erkundigung von GasLINE-Anlagen 

2. Abstimmung der Planung mit dem Maintenance Management Center* der GasLINE 
 
 

Anzeige des Arbeitsbeginns 
 
 

Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten muss der Unternehmer der GasLINE bzw. dem Maintenance 

Management Center* der GasLINE den bevorstehenden Arbeitsbeginn anzeigen und einen 

Termin zur vorherigen Ortseinweisung vereinbaren. Bei diesem Termin sind die aus der oben 

beschriebenen Erkundigung hervorgegangenen Pläne vorzulegen. 

 
Abweichungen, Änderungen 

 
 

Bei Änderung der Bauplanung oder Abweichung von ihr bzw. bei Erweiterung des Bauauftrages 

muss eine erneute Erkundigung, wie vorstehend beschrieben, erfolgen. 
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3. Bauvorhaben im Schutzstreifenbereich 
 
 

I. Bei Arbeiten innerhalb der Schutzstreifen sind aufgrund der technischen Bestimmungen 

und Vorschriften folgende Auflagen einzuhalten: 

 
1. Arbeiten im Schutzstreifenbereich bedürfen der vorherigen Zustimmung der GasLINE. 

 
 

2. Der Einsatz von Baumaschinen ist im Schutzstreifen nicht zulässig. Es ist nur Handschach- 

tung erlaubt. Bis zu einem Abstand von 1 m rechts und links der KSR-Anlage ist 

maschinelle Schachtung zur Unterstützung der Handschachtung möglich. 

Das Befahren des Schutzstreifens mit schweren Bau- oder Kettenfahrzeugen ist nur unter 

Einhaltung von Sicherheitsvorkehrungen nach Abstimmung mit der GasLINE erlaubt. 

 
3. Die Errichtung von Bauwerken innerhalb des Schutzstreifens ist grundsätzlich nicht gestattet. 

Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen im Schutzstreifen nicht angepflanzt werden.  

Der Trassenverlauf muss sichtfrei und begehbar bleiben. 

 
4. Niveauänderungen der Oberfläche im Schutzstreifen sind nur nach vorheriger Absprache 

mit GasLINE statthaft. 

 
5. Markierungen, Schilderpfähle und Festpunktzeichen dürfen ohne Zustimmung der GasLINE 

nicht entfernt oder versetzt werden. GasLINE behält sich vor, nach Fertigstellung der Arbei- 

ten, das Einmessen und Wiedereinsetzen der Zeichen zu Lasten des Unternehmers vorzu- 

nehmen. 

 
In der Örtlichkeit angezeigte Punkte hat der Bauträger/Unternehmer zu seinen Lasten zu 

übernehmen und zu sichern. 

 
6. Die Ableitung von Wasser jeder Art (z. B. Grund- und Oberflächenwasser) in den Schutz- 

streifen der KSR-Anlage ist nicht zulässig. 
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II. Bei der Kreuzung und Parallelführung mit GasLINE-Kabelschutzrohren ist 

folgendes zu beachten: 

 
1. Im Kreuzungsbereich ist ein lichter Abstand von mindestens 0,4 m zur KSR-Anlage einzu- 

halten. Sollte der Mindestabstand aus irgendeinem Grunde unterschritten werden müssen, 

so ist hierüber vorher mit GasLINE Rücksprache zu nehmen und die Genehmigung 

einzuholen. 

 
2. Parallel verlaufende Leitungen sind grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens der KSR- 

Anlage zu verlegen. Ist in Sonderfällen eine Inanspruchnahme des Schutzstreifens nicht zu 

umgehen, bedarf es unbedingt der vorherigen Abstimmung und Genehmigung. Bei mehr als 

100 m Parallelverlauf bedarf es des Abschlusses eines Interessenabgrenzungsvertrages. 

 
3. Die KSR-Anlage darf nur in Abstimmung mit GasLINE freigelegt und der Graben wieder 

verfüllt werden. 

 
4. Die freigelegte KSR-Anlage mit LWL-Kabeln sind gegen Beschädigungen zu sichern. In 

Baugruben dürfen KSR-Anlagen nicht frei hängen, sondern müssen in Abstimmung mit 

GasLINE unterfangen oder aufgehängt werden. 

 
5. Hinzukommende Kanal- und Kabelschächte sind außerhalb des Schutzstreifens der 

KSR-Anlage anzuordnen. 



 

III. Vor Aufnahme und Durchführung der Arbeiten sind des Weiteren nachstehende 

Auflagen zu beachten: 

 
1. Vor Aufnahme der Arbeiten ist das Maintenance Management Center* der GasLINE zu 

verständigen, damit der KSR-Verlauf in der Örtlichkeit gekennzeichnet und die Arbeiten 

im Bereich der KSR-Anlage ggf. überwacht werden können. 

 
2. Bei starker Annäherung bzw. Kreuzung der KSR-Anlage ist, unter Anwesenheit von 

GasLINE oder des örtlichen Vertreters, die KSRAnlage grundsätzlich mittels Handschach- 

tung freizulegen. Hierbei ist zu beachten, dass die Lage der KSR-Anlage ungenau doku- 

mentiert sein kann. Sofern bei Suchschachtungen in zumutbaren Grenzen von +/- 1 m 

horizontal bzw. +/- 0,5 m vertikal die Anlage, bedingt durch Abweichungen im Bestands- 

plan, nicht aufgefunden werden kann, ist das Maintenance Management Center* der 

GasLINE umgehend zu informieren. 

GasLINE wird dafür sorgen, dass durch Ortung oder andere, geeignete Massnahmen die 

KSR-Anlage in der Örtlichkeit festgestellt wird. Zwischenzeitlich darf im betroffenen Bereich 

nicht gearbeitet werden. 

 
3. Wo es nach Auffassung von GasLINE zum Schutze der KSR-Anlagen erforderlich ist, wird 

GasLINE eine Betriebsaufsicht stellen, deren Weisung in der konkreten Gefährdungslage 

Folge zu leisten ist. 
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4. Schadensfälle 
 
 

Sollten die KSR-Anlagen der GasLINE während der Arbeiten aus irgendeinem Grunde beschädigt 

werden, so ist unverzüglich die Betriebsüberwachung Essen* zu benachrichtigen. 

 
Die vorgenannte Dienststelle ist Tag und Nacht telefonisch erreichbar und wird schnellstens die 

erforderlichen Maßnahmen veranlassen. Die Schadensstelle ist vor dem Betreten durch Unbefug- 

te zu schützen und bis zum Eintreffen des örtlichen Vertreters zu beaufsichtigen. 

 
Abweichungen von den vorgenannten Punkten bedürfen der 

schriftlichen Genehmigung der GasLINE. 

 
❑ Diese Anweisung wird als Anlage zur Fremdplanungsauskunft 

vom ...................................................... beigefügt. 

Die beiliegende Empfangsbestätigung ist ordnungsgemäß auszufüllen und unverzüglich 

zurückzusenden. 

 
❑ Die Anweisung bezieht sich auf den Ortstermin am ...................................................... 

Erst nach schriftlicher Anzeige kann eine abschließende Stellungnahme erfolgen. 
 

❑ Die Anweisung bezieht sich auf die Vor-Ort durchgeführte Baueinweisung 

vom ...................................................... 

 
5. Kontaktdaten 

 
 

Betriebsüberwachung Essen Maintenance Management Center (MMC) 

Tel: 0201/3642-17444 Tel: 0201/3642-17866 

 einweisung.mmc-portal.de 

Fremdplanungsauskunft durch die Dienstleistungsgesellschaft der GasLINE: 

PLEdoc GmbH 

Gladbecker Straße 404 E-Mail: leitungsauskunft@pledoc.de 

45326 Essen 
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Empfangsbestätigung 
 
 

Eine Ausfertigung der Anweisung zum Schutz von Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden 

Lichtwellenleiterkabeln der GasLINE, Straelen, ist mir/uns: 

 
Firma ............................................................................................................ 

 
Name ............................................................................................................ 

 
Anschrift ............................................................................................................ 

............................................................................................................ 
 
 

Telefon ............................................................................................................ 

 
❑ mit Schreiben vom 

Registriernummer ......................................................................... 

❑ im Ortstermin am 

von Frau/Herrn ......................................................................... 

❑ bei der Baueinweisung am 

von Frau/Herrn ......................................................................... 

 
überreicht worden. 

 
 

Bemerkungen: 
 
 

...................................................... ............................................................... 

Datum Unterschrift(en) 
 
 

Diese Empfangsbestätigung senden Sie bitte unterzeichnet zurück an die 

Dienstleistungsgesellschaft der GasLINE für die Fremdplanungsauskunft. 

 
PLEdoc GmbH 

Gladbecker Straße 404 

45326 Essen 
 

- 8 - 



 

Protokoll über die Einweisung 
 
 

Protokoll über die Einweisung eines Unternehmers oder Bauherrn vor dem Beginn von 

Schachtarbeiten im Bereich von unterflur verlegten Kabelschutzrohranlagen der GasLINE. 

Strecke: ...................................................... Bestandsplan Nr.: .................................................. 

Betroffene Anlagen:............................................................................................................................. 

Einweisung am: .................................................................................................................................. 

FPA gestellt:    ❏  ja   ❏ nein PB-Nummer: ......................................................... 

Name und Anschrift der Firma: 

............................................................................................................................................................ 

 
Name und Funktion des Eingewiesenen: ........................................................................................ 

Tel.-Nr.: ...................................................... Fax-Nr.: .................................................................. 

Baubereich, Ortsbeschreibung, Beschreibung der Maßnahme: 

............................................................................................................................................................ 

............................................................................................................................................................ 

 
Der Eingewiesene bestätigt hiermit, dass er durch den örtlichen Vertreter der GasLINE hinsicht- 

lich der im Baufeld verlegten Kabelschutzrohre eingewiesen wurde. Die unterflur verlegten Kabel- 

schutzrohre wurden heute durch den Einweisenden markiert. Ein Bestandsplanausschnitt wurde 

in Kopie übergeben. Der Eingewiesene ist verpflichtet, zur tatsächlichen Lage und Tiefe der 

Kabelschutzrohre eigene Erkundungsmaßnahmen durch vorsichtige Handschachtung vor dem 

eigentlichen Baubeginn zu veranlassen und die aufgefundenen Kabelschutzrohre dauerhaft zu 

markieren. Sollten die Kabelschutzrohre nicht gefunden werden, ist unverzüglich der Einweisende 

oder die Betriebsüberwachung Essen 0201/3642-17444 zu benachrichtigen. Das Einweisungs- 

protokoll gilt nur im Zusammenhang mit der Anweisung zum Schutz von Kabelschutzrohranlagen 

mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln der GasLINE. Dieses Protokoll ist auf der Baustelle 

vorzuhalten und auf Verlangen vorzuzeigen. 

Name des Einweisenden: .................................................................................................................. 

Tel.-Nr.: ...................................................... Fax-Nr.: .................................................................. 

Firma: ................................................................................................................................................. 

Anschrift: ............................................................................................................................................ 

 

.................................................................... ............................................................................... 

Datum, Unterschrift (Eingewiesener) Datum, Unterschrift (Einweisender) 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

GasLINE 
Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher 
Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG 

 
Zuständigkeitsbereich der 
GasLINE CP Customer Projects GmbH 
Paesmühle 
Paesmühlenweg 8–12 
47638 Straelen 

 
Phone:  +49 2834 7032-0 
Fax:  +49 2834 7032-1747 

 
www.gasline.de 



Stellungnahme(n) (Stand: 09.08.2023)

Sie betrachten: Flächennutzungsplan - 42. Änderung

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 10.07.2023 - 11.08.2023

Behörde: Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Münsterland Hauptstelle Coesfeld
Frist: 11.08.2023 

Stellungnahme: Erstellt von: Ina Pellmann, am: 09.08.2023 , Aktenzeichen: MSL-4118 2023-0007504

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Zuge der 42. Änderung des Flächennutzungsplanes (Aufhebung der 1. Änderung) soll die bisherige
Darstellung von Windvorrangzonen inklusive der 100m-Höhenfestsetzung gestrichen werden. Danach sind
zukünftig Windenergieanlagen im Außenbereich grundsätzlich privilegiert, sofern die Erschließung gesichert ist
und öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Zur 42. Änderung des Flächennutzungsplanes werden seitens des Landesbetriebes Straßenbau NRW,
Regionalniederlassung Münsterland, keine grundsätzlichen Bedenken vorgetragen.

Gleichwohl bitte ich für die zukünftige Errichtung von Windenergieanlagen folgendes zu beachten:

Im Hinblick auf geplante Windenergieanlagen im direkten Bereich von Bundes- und Landesstraßen teile ich mit,
dass dann keine Bedenken bestehen, wenn von künftigen Windenergieanlagen ein aus-reichender Abstand zu
den klassifizierten Straßen eingehalten wird.

Neben der Anbauverbotszone bei Bundesstraßen sind aus straßenrechtlicher Sicht auch die 40 m
Anbaubeschränkungszonen der Bundes- und Landesstraßen zu berücksichtigen. Ob die Errichtung einer WEA
innerhalb der nach § 9 Bundesfernstraßengesetz oder § 25 Straßen- und Wegegesetz beschränkten Bereiche
zulässig ist, ist hierbei zu überprüfen. Die Genehmigung darf nur versagt oder mit Bedingungen und Auflagen
erteilt werden, wenn an Bundesfernstraßen die erkennbare Möglichkeit einer Be-einträchtigung, beziehungsweise
an Landesstraßen die konkrete Beeinträchtigung der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten ist
und wenn Ausbauabsichten oder die Straßenbaugestaltung dies erfordern.

Hierzu ist eine Einzelfallprüfung unter Berücksichtigung des tatsächlichen Standortes der Windenergieanlagen im
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren erforderlich. Diese Überprüfung kann dazu führen, dass
eine Errichtung innerhalb der Anbaubeschränkungszone keine Zustimmung bekommt und somit nicht realisierbar
ist. Dies gilt auch für den eventuellen Neuaufbau von Windenergieanlagen an alten Standorten (Repowering).

Die sich aus den straßenrechtlichen Gesetzen ergebenden Abstandsmaße werden jedoch den tatsächlichen
Gefährdungsverhältnissen, die sich durch die Windenergieanlagen für die Verkehrsteilnehmer ergeben können,
nicht gerecht.

Gem. dem aktuellen Windenergie-Erlass vom 08.05.2018 ist eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit im
Straßenverkehr durch Windenergieanlagen (z.B. durch Brand, Eiswurf) auszuschließen. Dafür wird der Rückgriff
auf technische Lösungen empfohlen. Andernfalls sind Abstände, die sich aus dem Eineinhalbfachen der Summe
aus Nabenhöhe plus Rotordurchmesser berechnen, zur Straße einzuhalten.

Ich weise bereits jetzt darauf hin, dass sich die Straßenbauverwaltung, trotz eventueller angewandten
technischen Lösungen, von allen Ansprüchen Dritter freistellt, die sich aus dem Vorhandensein der
Windenergieanlage für den Verkehrsteilnehmer auf klassifizierten Straßen ergeben.

Der Betreiber der Windenergieanlage bzw. die Genehmigungsbehörde haben das Haftungsrisiko alleine zu
tragen.

Grundsätzliche Bedingung für die Zulässigkeit des geplanten Vorhabens ist weiterhin eine gesicherte
Erschließung. Anbindungen an der freien Strecke von Bundes- und Landesstraßen schränken die
Verbindungsfunktion generell ein und stellen außerdem zusätzliche Gefahren- und Störstellen für den fließenden
Verkehr dar. Aus diesen Gründen sind neue Anbindungen am klassifizierten Straßennetz grundsätzlich zu
vermeiden. Die Erschließung geplanter Windenergieanlagen soll daher ausschließlich rückwärtig über öffentliche
Gemeindewege erfolgen. Die dauerhafte Erschließung der Windanlagen sowie die Erschließung während der
Bauzeit sind im Genehmigungsverfahren genau darzulegen

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

Ina Pellmann

Anhänge: -

Nachträge: -



manuelle Einträge: -
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Frühzeitige Beteiligung an der 42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Oelde 
 
Tabelle der betroffenen Anlagen: 
 

lfd. 
Nr. 

Eigentümer Leitungstyp Status Leitungsnr. DN Blatt Schutzstreifen Beauftragter 

1 
Open Grid 

Europe GmbH 

Ferngasleitung mit 
Begleitkabel und 

Schieberstation mit 
Ausblaseleitung 

in 
Betrieb 

006000000 500 60 bis 84 8 m 
Markus Schmitz 
0521/9441-00 

Ummeln 

2 
Open Grid 

Europe GmbH 
Ferngasleitung 

in 
Betrieb 

016000000 600 
283 bis 

291 
8 m 

Markus Schmitz 
0521/9441-00 

Ummeln 

3 
GasLINE 

GmbH 
LWL-KSR- 

Schutzstreifentrasse 
in 

Betrieb 
RG-16 - 

auf Bl.60 
bis 84 

der 
LNr.16 

im Schutzstreifen 
der LNr.16 

Markus Schmitz 
0521/9441-00 

Ummeln 

4 
Open Grid 

Europe GmbH 
Korrosionsschutz 

in 
Betrieb 

LA-151 - 1 
Anode: 4 m 
Kabel: 1 m 

Holger Ludwig 
0201/3642-

18452 
Altenessen 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

von der Open Grid Europe GmbH (OGE), Essen, sind wir mit der Wahrnehmung ihrer 
Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffentlich-
rechtlichen Verfahren beauftragt. 

Die uns über den Beteiligungsserver zur Verfügung gestellten Verfahrensunterlagen haben wir 
hinsichtlich der Belange der OGE geprüft. In der Planzeichnung zur 42. Änderung des 
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Flächennutzungsplans sind die eingangs aufgeführten Ferngasleitungen bereits dargestellt. 
Wir haben die Lage der Korrosionsschutzanlage eingetragen sowie Kenndaten ergänzt. 
Beachten Sie bitte, dass die Darstellung der nachgetragene Korrosionsschutzanlage in der 
Planzeichnung lediglich als grobe Übersicht geeignet ist. Die LWL-KSR-Anlage der GasLINE 
verläuft im Schutzstreifen der LNr.16. 

Wir bitten Sie die nachgetragene Korrosionsschutzanlage anhand der Eintragung ebenfalls in 
die Planzeichnung zu übernehmen. Für eine Detailplanung im Rahmen eines Bauantrages zur 
Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) können wir Ihnen aus den Berührungsbereichen 
auf gesonderte Anfrage detaillierte Planunterlagen der eingangs genannten Versorgungs-
anlagen zur Verfügung stellen. 

Wie wir der Begründung entnehmen, handelt es sich bei der 42. Änderung des Flächen-
nutzungsplans um die Aufhebung des Vorranggebietes für Windenergie. Ermöglicht wird 
hiermit jedoch die Planung von WEA im gesamten privilegierten Außenbereich des 
Stadtgebietes Oelde. 

Wir gehen davon aus, dass der Bestandsschutz der Versorgungsanlagen gewährleistet ist 
und sich durch die vorgesehene 42. Änderung des Flächennutzungsplans und die damit 
verbundene Möglichkeit zur Planung von WEA im gesamten privilegierten Außenbereich 
keinerlei Nachteile für den Bestand und den Betrieb der Versorgungsanlagen sowie keiner-
lei Einschränkungen und Behinderungen bei der Ausübung der für die Sicherheit der Ver-
sorgung notwendigen Arbeiten, wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. ergeben. 

Im Hinblick auf die spätere Planung von Windernergieanlagen innerhalb des Stadtgebietes 
übersenden wir in der Anlage auch eine Anweisung zum Schutz von Ferngasleitungen und 
zugehörigen Anlagen der Open Grid Europe GmbH. Die dort genannten Auflagen und 
Hinweise sind zwingend bei allen Maßnahmen im Bereich und / oder in der Nähe von 
Versorgungsanlagen der OGE zu beachten. Besonders machen wir auf folgendes 
aufmerksam: 

Abstände zu Ferngasleitungen müssen sowohl in Bezug auf eine mögliche mechanische 
Gefährdung der Versorgungsanlagen als auch in Bezug auf elektrische Beeinflussungen 
eingehalten werden. Wir beziehen uns hier auf eine Mitteilung des DVGW Rundschrei-

bens G 07/15 "Abstände von Windenergieanlagen zu Gashochdruckleitungen". 

Die Standorte einzelner Windkraftanlagen sind aus technischer Sicht so zu wählen, dass 
zwischen der Mastachse der Windkraftanlage und der nächstgelegenen Ferngasleitung 
ein Abstand von mindestens 35 m eingehalten wird. 

Im Bereich von Anlagen wie Schieber, Ausblaseleitungen und Stationen an den Versor-
gungsanlagen ist in Abhängigkeit des Aufbaus, der Funktion und der Wirkungsweise 
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dieser Einrichtungen eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. Es können größere Ab-
stände zwischen der Windkraftanlage und diesen Anlagen notwendig werden. 

Bei der Ausweisung von Windparks, maximal 3 Windkraftanlagen parallel auf einem Ki-
lometer geradlinige Länge der Ferngasleitung können sich in Abhängigkeit von Naben-
höhe, Nennleistung, Rotordurchmesser, Blattgewicht, Nennweiten der Ferngasleitung 
(DN) und Nenndruck (PN) unter Umständen weitaus größere Abstände als bei einzelnen 
Windkraftanlagen ergeben. Hier ist eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. 

Zur Vermeidung von Anpassungsmaßnahmen ist zu beachten, dass bei einem Bauantrag zur 
Aufstellung von Windenergieanlagen alle Details, die Einfluss auf den Bestand und den Betrieb 
der Versorgungsanlagen haben, mit den eingangs genannten Beauftragten abzustimmen sind. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Festlegung von Standorten für Umspannstationen 
aber auch für z.B. Herstellung von Baustraßen mit Montage- und Kranstellflächen, Ausbau 
dauerhafter Zuwegungen, Neubau von kreuzenden oder parallel verlaufenden Ver- oder 
Entsorgungsleitungen. 

Hinsichtlich des notwendigen Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung wer-
den von unserer Seite keine besonderen Anregungen gemacht. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit freundlichen Grüßen 
PLEdoc GmbH 

- Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig - 

Anlagen 
Kopie Planzeichnung 
Anweisung 
 

 

 

 
Datenschutzhinweis: 

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der Bearbeitung 
Ihres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit Ihnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Löschungsfrist beträgt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jährlich durchgeführten 
Überprüfung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird. 

Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung und Übertragbarkeit der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten. 
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1. Allgemeines 
Diese Schutzanweisung gilt für sämtliche von uns betriebenen und be-
treuten Leitungsnetze. Die der öffentlichen Energieversorgung dienenden 
Ferngasleitungen sind grundsätzlich in einem Schutzstreifen verlegt, der 
durch beschränkte persönliche Dienstbarkeiten (§§ 1090 ff. BGB) gesichert 
ist. Ferngasleitungen werden in der Regel von Kabeln bzw. Kabelschutzroh-
ren begleitet. Diese Kabel haben betriebswichtige Funktionen und dürfen 
ebenso wie die Ferngasleitungen keinesfalls beschädigt werden. Bei jedem 
unerwarteten Auffinden eines Kabels oder Kabelschutzrohres ist unbedingt 
sofort der zuständige Beauftragte des technischen Betriebes der Open Grid 
Europe GmbH (nachfolgend Beauftragter genannt) zu benachrichtigen. Die 
Erdüberdeckung der Ferngasleitungen beträgt bei Verlegung in der Regel 
ca. 1 m, die der Kabel ca. 0,8 m. Die Deckung kann auch geringer bzw. 
größer sein, da sich die vorstehenden Angaben auf den Verlegezeitpunkt 
beziehen und nachträglich eingetretene Niveauänderungen nicht berück-
sichtigen.

2. Erkundigungspflicht

Schon im Stadium der Planung ist es unerlässlich, Erkundigungen nach 
Vorhandensein und Lage von Ferngasleitungen einzuholen. Durch Kenntnis 
der Planung können notwendige Maßnahmen rechtzeitig berücksichtigt und 
abgestimmt werden. Wir verweisen darauf, dass wir im Sinne des § 4 Abs. 1  
Baugesetzbuch (BauGB) Träger öffentlicher Belange sind. Ferner wird auf 
das geltende DVGW-Regelwerk, insbesondere auf das DVGW-Arbeitsblatt 
GW 315 und auf die Unfallverhütungsvorschrift (UVV) BGV C22, DGUV Vor-
schrift 38 – Bauarbeiten – verwiesen.

Leitungsauskunft

Anfragen zu Planungen und Baumaßnahmen sind mit einem angemessenen 
Zeitvorlauf und entsprechenden vollständigen Planungsunterlagen über  
das BIL-Portal zu stellen. Mit Beantwortung Ihrer Anfrage erhalten Sie eine 
Stellungnahme einschließlich zugehöriger Unterlagen. Weitere Informationen 
über BIL können Sie der Seite http://bil-leitungsauskunft.de/ entnehmen.

Anzeige des Arbeitsbeginns

Rechtzeitig, d. h. mindestens zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten, muss 
der beauftragte Unternehmer uns den bevorstehenden Arbeitsbeginn an-
zeigen und einen Termin zur Leitungsanzeige mit unserem Beauftragten 
vereinbaren. Bei diesem sind die aus der vorstehend beschriebenen Erkun-
digung hervorgegangenen Unterlagen vorzulegen. Auf Abschnitt 6, „Be-
nachrichtigung“, wird verwiesen.

Das alleinige Einholen von Unterlagen gilt nicht als Arbeitsgenehmigung.

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass Verstöße eines Bauausführenden 
gegen die Erkundigungs- und Sorgfaltspflicht im Schadensfall zu einer 
Schadensersatzverpflichtung nach § 823 BGB führen und darüber hinaus 
im Einzelfall auch mit strafrechtlichen Konsequenzen verbunden sein 
können. Insbesondere trifft dies für unangekündigte Arbeiten im Schutz-
streifenbereich zu.

Abweichungen, Änderungen

Bei Änderung der Bauplanung oder Abweichung von ihr bzw. bei Erwei-
terung des Bauauftrages muss eine neue Erkundigung wie vorstehend be-
schrieben erfolgen.
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3. Kathodischer Korrosionsschutz (KKS) 
Ferngasleitungen sind kathodisch gegen Korrosion geschützt. Entspre-
chende KKS-Anlagen sind nur zum Teil in den Schutzstreifen der Fern-
gasleitungen angeordnet. Außerhalb der Leitungstrassen liegende katho-
dische Korrosionsschutzanlagen haben einen eigenen Schutzstreifen. Zur 
Verringerung von Beeinflussungen aus Hochspannungsanlagen sind die 
Rohrleitungen zum Teil mit Erdern ausgerüstet. Die Erder sind in der Regel 
als Bandeisen aufgeführt und können innerhalb oder mit eigenen Schutz-
streifen außerhalb der Schutzstreifen der Ferngasleitungen verlegt sein. Die 
einschlägigen Leitsätze der VDE- und AfK-Empfehlungen sind vom Kreu-
zungspartner zu beachten. 

Bereiche, die hochspannungsbeeinflusst sind und an denen nur unter 
zusätzlichen Schutzmaßnahmen gearbeitet werden darf, sind in der Be-
standsdokumentation durch den Hinweis eines Stempelaufdrucks geson-
dert ausgewiesen.

4. Sicherung gegen Bergbaueinwirkungen

Zur Sicherung gegen Bergbaueinwirkungen sind die Ferngasleitungen in 
Gebieten mit aktivem oder ehemaligem Bergbau an Bögen (Richtungsän-
derungen im Leitungsverlauf) mit Gegendrucklagern versehen. Der hinter 
den Gegendrucklagern liegende Einwirkungsbereich der dort auftretenden 
Kräfte ist mit einem eigenen Schutzstreifen versehen. In diesem Einwir-
kungsbereich sind Erdarbeiten nur in Abstimmung mit uns und erst nach 
Durchführung der erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zulässig.

5. Bauvorhaben im Schutzstreifenbereich 
Die Bauarbeiten im Bereich von Ferngasleitungen und zugehörigen Anla-
gen dürfen nur unter kontinuierlicher fachkundiger Aufsicht durchgeführt 
werden. Diese muss vom Bauausführenden organisiert, gewährleistet und 
namentlich benannt werden. Die notwendige Fachkunde wird durch den 
Nachweis eines Lehrganges nach z. B. DVGW-Hinweis GW 129 oder einer 
Zertifizierung nach DVGW-Arbeitsblatt GW 381 erbracht.

5.1	 Innerhalb der Schutzstreifen sind aufgrund der technischen 
	 Bestimmungen und Vorschriften (DVGW-Regelwerk) folgende 
	 Auflagen einzuhalten:

5.1.1	 Arbeiten im Schutzstreifenbereich bedürfen unserer vorherigen 
	 Zustimmung.

5.1.2	 Der Einsatz von Baumaschinen ist nur nach vorheriger Einweisung 
	 und/oder unter Aufsicht unseres Beauftragten zulässig.

Das Befahren der Ferngasleitungen/Schutzstreifen mit schweren 
Bau-/Transportfahrzeugen ist nur unter Einhaltung besonderer Si-
cherheitsvorkehrungen und nach erfolgter Zustimmung/Einweisung 
durch unseren Beauftragten gestattet. 

Leitungsbereiche, in denen Dehner und/oder Krümmerfundamente 
verbaut sind, dürfen auch nicht ausnahmsweise überfahren werden.

Bauzeitliche Überfahrungen in unzureichend befestigten/abgescho-
benen Bereichen mit schweren Fahrzeugen sind ohne zusätzliche 
Schutzmaßnahmen untersagt. Erforderliche Überfahrten sind nur 
nach vorheriger Absprache mit uns und unter Einhaltung besonderer 
Sicherheitsvorkehrungen zulässig. Ggf. wird eine rechnerische/tech-
nische Überprüfung durch einen Sachverständigen erforderlich. Die 
daraus resultierenden Vorgaben sind verbindlich.

Die Verkehrsführung entlang unserer Anlagen hat außerhalb der 
Schutzstreifen zu erfolgen. Überfahrungen unserer Anlagen in Längs-
richtung sind grundsätzlich zu vermeiden. Wende/Rangierbereiche 
und Ausweichbuchten sind außerhalb der Schutzstreifen anzuordnen.
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5.1.3	 Der Zugang bzw. die Zufahrt zu den Ferngasleitungen muss auch 
	 während der Bauzeit in jedem Fall gewahrt bleiben.

5.1.4	 Die Errichtung von Bauwerken innerhalb des Schutzstreifens ist nicht 
	 erlaubt. Mauern, Gatter, Zäune und dergleichen dürfen nur nach Ab-
	 stimmung mit unserem Beauftragten errichtet werden. Das Lagern 
	 von Material, Gerät und Erdaushub innerhalb des Schutzstreifens ist 
	 nur mit unserer Zustimmung gestattet.

5.1.5	 Baumanpflanzungen sollten grundsätzlich nur außerhalb des Schutz-
	 streifens erfolgen, um eine gegenseitige Beeinträchtigung zu vermei-
	 den. In begründeten Ausnahmefällen kann hiervon abgewichen wer-
	 den, wenn zum Schutz der Ferngasleitung sowie dem Erhalt der Zu-
	 gänglichkeit und Einsehbarkeit der Leitungstrasse zwischen Bepflan-
	 zung und Ferngasleitung ein lichter Abstand von min. 2,5 m einge-
	 halten wird. Dazu sind Vorkehrungen gem. DVGW-Merkblatt GW 125 
	 im Bereich des Wurzelwerkes erforderlich, die eine spätere Beschä-
	 digung der Leitungsumhüllung wirksam verhindern. Dies ist ebenfalls 
	 mit unserem Beauftragten abzustimmen.

5.1.6	 Bei der Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) müssen Abstände 
	 bis 850 m eingehalten werden. Diese Abstände können im Einzelfall in 
	 Abhängigkeit der Leistungs- und Kenndaten bis auf 35 m verringert 
	 werden. Hierzu ist in jedem Fall die Abstimmung und Genehmigung 
	 mit uns zwingend erforderlich. Dazu sind uns alle technischen Daten 
	 zur Verfügung zu stellen.

5.1.7	 Das vorhandene Geländeniveau ist zwingend beizubehalten. Jegliche 
	 Niveauänderungen (z. B. durch Abschieben von Erd- oder Mutterbo-
	 den) sind nur nach vorheriger Absprache im Ausnahmefall statthaft.

5.1.8	 Die bis an die Erdoberfläche reichenden Armaturen sind zugänglich 
	 zu halten, zu schützen und durch geeignete Absperrungen zu sichern. 

5.1.9	 Markierungen, Schilderpfähle und Festpunktzeichen dürfen ohne 	
	 unsere Zustimmung nicht entfernt oder versetzt werden. Wir behalten 
	 es uns vor, nach Beendigung der Arbeiten das Einmessen und 
	 Wiedereinsetzen der Zeichen zu Lasten des Bauträgers vorzunehmen.

5.1.10	 Bodendurchpressungen, Spülbohrungen, Ramm- und Pfahlgründungs-
	 arbeiten, Sprengungen oder ähnliche Arbeiten dürfen in der Nähe 
	 von Ferngasleitungen nur nach Abstimmung mit unserem Beauftragten 
	 und nach Durchführung eventuell erforderlicher Sicherungsmaßnah-
	 men erfolgen.

5.1.11	 Die Einleitung von Oberflächenwässern/aggressiven Abwässern in 
	 den Schutzstreifen ist unzulässig.

5.2	 Kreuzung und Parallelführung mit Ferngasleitungen und Kabeln

5.2.1	 Die Ferngasleitungen bzw. die parallel laufenden Betriebskabel dürfen 
	 nur nach vorheriger Absprache mit unserem Beauftragten freigelegt 
	 und wieder verfüllt werden.

5.2.2	 Baugruben im Kreuzungsbereich sind entsprechend den Vorschriften 
	 anzulegen, wobei die freigelegte Leitungs- bzw. Kabellänge das Maß 
	 von 3 m (Stützweite) nicht überschreiten darf. Die Entfernung oder 
	 Freilegung von Fundamenten an den Ferngasleitungen ist nicht zu-
	 lässig.
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5.2.3	 Ein Erdabtrag über den Ferngasleitungen und mitgeführten Kabeln 
	 darf nur dann mit Maschinen erfolgen, wenn eine vorherige Einwei-
	 sung durch unseren Beauftragten erfolgt ist. Vor dem Einsatz von 
	 Maschinen muss die exakte Lage (Verlauf und Tiefe) von Ferngas-
	 leitungen und Kabeln durch von Hand anzulegende Suchschlitze 
	 (ggf. an mehreren Stellen) eindeutig festgestellt werden. Das Ab-
	 schieben der Erdmassen soll grundsätzlich in Leitungsrichtung 
	 erfolgen.

5.2.4	 Im Parallelverlauf müssen die Baugruben so angelegt und wieder 
	 verfüllt werden, dass keine nennenswerten Bewegungen im Erdreich 
	 auftreten. In Sonderfällen behalten wir es uns vor, die Ferngaslei-
	 tungen während der Baumaßnahme auf Lageveränderung zu kon-
	 trollieren. Auch dies bedarf einer vorherigen Abstimmung und 
	 Genehmigung.

5.2.5	 Im Kreuzungsbereich ist bei der Verlegung in offener Bauweise zwi-
	 schen den Ferngasleitungen und Kabeln ein lichter Abstand von 
	 mindestens 0,4 m einzuhalten. Sollte der Mindestabstand aus irgend-
	 einem Grunde unterschritten werden müssen, so ist hierüber vorher 
	 mit unserem Beauftragten Rücksprache zu nehmen und die Geneh-
	 migung einzuholen. Eine zusätzliche Isolation der neu zu verlegenden 
	 Anlage im Kreuzungsbereich über mindestens 1 m rechts und links 
	 der gekreuzten Rohraußenkanten wird empfohlen. Kreuzende Kabel 
	 sind innerhalb des Schutzstreifens grundsätzlich in Kabelschutzrohren 
	 zu verlegen.

5.2.6	 Die Unterfahrung der Ferngasleitungen durch Kanäle, Leitungen, 
Kabel u. ä. mittels grabenloser Verfahren (z.B. Pressung, Spülboh-
rung, Microtunneling u. ä.) bedarf unserer vorherigen Zustimmung. 
Vor der Unterfahrung der Ferngasleitung muss der Kreuzungsbereich 
zur Kontrolle der Leitungslage und des Vortriebs freigelegt werden. 
Im Kreuzungsbereich muss ein lichter Abstand von mindestens 0,5 m 
zu den Ferngasleitungen sicher eingehalten werden. Die Einhaltung 
soll über die gesamte Schutzstreifenbreite erfolgen. Abhängig von 
der Kreuzungssituation können größere Mindestabstände sowie ein 
Monitoring der Lage der Ferngasleitung erforderlich werden. Dies ist 
im Vorfeld mit uns abzustimmen.

5.2.7	 Parallel verlaufende Leitungen, Kanäle, Kabel u. ä. sind grundsätz-
	 lich außerhalb des Schutzstreifens der Ferngasleitungen zu verlegen. 
	 Ist in Sonderfällen eine Inanspruchnahme unseres Schutzstreifens 
	 nicht zu umgehen, bedarf es unbedingt der vorherigen technischen 
	 Abstimmung. Bei mehr als 100 m Parallelverlauf ist ein Interessenab-
	 grenzungsvertrag abzuschließen.

5.2.8	 Freigelegte Rohre und leitungszugehörige Bestandteile einschließ-
	 lich Begleitkabel sind durch Holzummantelung o. ä. so zu sichern, 
	 dass sie gegen mechanische Beschädigung von außen geschützt 
	 sind. In Baugruben dürfen Kabel nicht frei hängen, sondern müssen 
	 in Abstimmung mit unserem örtlichen Beauftragten unterfangen 
	 oder aufgehängt werden.

5.2.9	 Eine elektrische Beeinflussung der hinzukommenden Leitung durch 
	 den kathodischen Korrosionsschutz der Ferngasleitungen oder durch 
	 Anoden von Korrosionsschutzanlagen und umgekehrt ist zu prüfen. 
	 Erforderlichenfalls sind auf Kosten des Eigentümers der hinzukom-
	 menden Leitung Maßnahmen zu ergreifen.

	 Errichtung und Betrieb von Trassen erdverlegter Kabel für Hoch-
spannungs-Drehstrom-Übertragung (HDÜ) und Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragung (HGÜ) bei Kreuzungen und schutz
streifenbündiger Verlegung

Diese bedürfen der besonderen Bewertung im Einzelfall. Eine vor
herige Abstimmung und Genehmigung mit uns ist zwingend erforder-
lich. Hierzu sind uns alle technischen Daten und Informationen zur 
Verfügung zu stellen, die insbesondere eine abschließende Bewer-
tung der Strombeeinflussung und der diesbezüglich zu ergreifenden 
Schutzmaßnahmen zulassen. Wir behalten uns vor dem Verursacher 
entstehende Kosten für erforderliche Stellungnahmen, Gutachten, 
Betriebsaufsichten und Sicherungsmaßnahmen in Rechnung zu 
stellen. Eine vertragliche Regelung ist hierfür mit uns vorab abzu-
schließen
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5.2.10	Vor dem Verfüllen der Baugrube muss eine Abnahme und Einmessung 
	 durch unseren Beauftragten durchgeführt werden. Bei der Verfüllung 
	 des Rohrgrabens muss im Bereich der Leitungszone (bis 30 cm über 
	 Rohrscheitel) die Ferngasleitung mit steinfreiem neutralem Boden, 
	 vorzugsweise Sand, eingebettet werden. Dabei ist darauf zu achten, 
	 dass die Ferngasleitung in ihrer Lage verbleibt. Das Gleiche gilt für 
	 Kabel, für welche eine eigene Kabelsohle zu schaffen ist.

Generell erfolgt das Einbauen lagenweise. Zur weiteren Verfüllung 
dürfen keine Steine, kein schwer zu entfernendes Material und kein 
Bauschutt verwendet werden.

Werden die Verdichtungsarbeiten maschinell durchgeführt, sind die in der 
Grafik angegebenen Betriebsgewichte der Verdichtungsgeräte nicht zu 
überschreiten.

5.2.11	 Schächte und Verteilerschränke sind außerhalb des Schutzstreifens 
	 anzuordnen. Ist in Sonderfällen die Anordnung von Schächten im 
	 Schutzstreifen unvermeidbar, sind diese fugendicht zu verputzen und 
	 mit einer dichtenden Masse zu streichen.

5.2.12	Sicherungs- und/bzw. Anpassungsmaßnahmen, die sich im Zuge der 
	 Baumaßnahme ergeben können, behalten wir uns ausdrücklich vor.

5.2.13	Wo es nach unserer Auffassung zum Schutze unserer Anlagen 
	 erforderlich ist, werden wir eine Betriebsaufsicht stellen, deren 
	 Weisungen in einer konkreten Gefährdungslage Folge zu leisten ist.

6. Benachrichtigung

Spätestens zwei Wochen vor Aufnahme von Arbeiten im Bereich unserer 
Anlagen ist dem Beauftragten der Beginn der Arbeiten unter Angabe der 
Vorgangsnummer, Ort, Art und voraussichtlicher Bauzeit anzuzeigen. Dies 
gilt auch, wenn aus der Planung keine direkte Gefahr für Anlagen besteht.

Bei Baubeginn müssen die gültigen Bestandspläne, das Antwortschreiben/
Stellungnahme Ihrer Planungs-/Bauanfrage sowie alle Ihnen zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen auf der Baustelle vorliegen und nachweislich 
bekannt sein, ebenso hat eine aktuelle Einweisung vor Ort durch unseren 
Beauftragten zu erfolgen.

Die Rufnummer unseres Beauftragten ist der Stellungnahme der PLEdoc 
GmbH zu entnehmen.

Bei Abweichungen von der Bauplanung, d. h. einer Erweiterung des 
Bauauftrages/-umfanges, der einzusetzenden Maschinen und Geräte 
muss eine neue Erkundigung und Abstimmung erfolgen.

Abbildung 1: Maximale Betriebsgewichte der Verdichtungsgeräte (nicht maßstabsgerecht)

1,0 m

0,3 m

> 1,0 m
Vibrationsstampfer, -platten und -walzen 
mit Rüttelfunktion (dynamische Verdichtung)

Vibrationsstampfer und -platten mit Rüttelfunktion 
oder Vibrationswalzen ohne Rüttelfunktion

0,8 m
Vibrationsplatten bis 450 kg mit Rüttelfunktion 
bis 13,5 N/cm2 (Erregerkraft pro Aufstandsfläche)

0,6 m
Vibrationsplatten bis 200 kg mit Rüttelfunktion 
bis 8,5 N/cm2 (Erregerkraft pro Aufstandsfläche)

Vibrationsstampfer bis 30 kg

> 1,0 m
Vibrationsstampfer,

-platten und -walzen
mit Rüttelfunktion

(dynamische Verdichtung)

> 1,0 m
Vibrationsstampfer,

-platten und -walzen
mit Rüttelfunktion

(dynamische Verdichtung)

1,0 m 1,0 m
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7. Schadensfälle 
Sollten unsere Anlagen während der Arbeiten im Bereich der Ferngasleitun-
gen aus irgendeinem Grunde beschädigt werden, so ist unverzüglich die

Zentrale Meldestelle der 
Open Grid Europe GmbH 
Rufnummer T 0800-3355330

zu benachrichtigen.

Unsere Zentrale Meldestelle ist Tag und Nacht telefonisch erreichbar und 
wird schnellstens die erforderlichen Maßnahmen veranlassen.

Die Schadensstelle ist vor dem Betreten durch Unbefugte zu schützen, die 
Arbeiten sind in dem betroffenen Bereich unverzüglich einzustellen, weit-
räumig abzusperren und bis zum Eintreffen unseres Beauftragten zu beauf-
sichtigen.

Beispiel einer erdverlegten Ferngasleitung mit Zubehör 
Die Darstellung enthält nur die hauptsächlich vorkommenden Möglichkeiten 
und ist nicht maßstabsgerecht.

*	 Begleitkabel und ggf. Kabelschutzrohranlage (KSR-Anlage) 
	 mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln
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Behördliche Planung, Flächennutzungsplan
42. Änderung des Flächennutzungsplanes
Thyssengasfernleitungen L07435, L07501, L07525, u.a.,
Schutzstreifenbreite bis zu 10,0 m

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Ihrer Nachricht vom 07.07.2023 unterrichten Sie uns über das im Betreff 
Verfahren der 42. Änderung des Flächennutzungsplanes.

Im Bereich der Stadt Oelde verlaufen diverse Gashochdruckleitungen unseres 
Unternehmens.

Als Anlage erhalten Sie einen Übersichtsplan im Maßstab 1:100000. Die in 
Betrieb befindlichen Gasfernleitungen unseres Unternehmens sind in Rot 
dargestellt. Die Lage der Leitungen ist in generalisierter Form dargestellt. 
Abweichungen gegenüber der tatsächlichen Lage sind somit möglich.

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass es sich um den derzeitigen Bestand 
handelt und Leitungszu- oder abgänge jederzeit möglich sind.

Unter Berücksichtigung gutachtlicher Stellungnahmen im Auftrag des DVGW 
(Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V.; technisch 
wissenschaftlicher Verein) sind für Windenergieanlagen (WEA), in Abhängigkeit 
von deren Abmessung, Abstände von bis zu 35 m und bei Windparks bis zu 180 
m zu Gasfernleitungen sowie Abstände zu oberirdischen Anlagen wie z.B. 
Schieberstationen bei einzelnen Windenergieanlagen bis zu 230 m und bei 
Windparks bis zu 240 m erforderlich.

Die jeweiligen Abstände sowie weitere Vorgaben sind dem Gutachten 
`Windenergieanlagen in Nähe von Schutzobjekten, Bestimmung von 
Mindestabständen` des Ingenieurbüros Veenker unter folgendem Link zu 
entnehmen:
https://www.veenkergmbh.de/projekte/windenergieanlagen-generalgutachten/

Die konkrete Prüfung über die Einhaltung der erforderlichen Mindestabstände, ist 
in einem Lageplan einzuarbeiten und uns entsprechend nachzuweisen. Bis zur 
Vorlage von aussagekräftigen Planunterlagen und dem Erhalt unserer 

Thyssengas GmbH, Postfach 10 40 42, 44040 Dortmund

Stadt Oelde: Fachdienst Stadtentwicklung, 
Planung, Bauordnung
Stefanie Schulze Zurmussen 
Ratsstiege 1
59302 Oelde

https://www.veenkergmbh.de/projekte/windenergieanlagen-generalgutachten/
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projektspezifischen Stellungnahme sind jegliche Arbeiten im 
Schutzstreifenbereich untersagt.

Die im Betreff genannten Gasfernleitungen sind in einem Schutzstreifen verlegt, 
der grundbuchlich gesichert ist und welcher die räumliche Voraussetzung zur 
Überwachung nach dem DVGW-Arbeitsblatt 466-1 schafft.

Das Befahren der Leitungstrassen mit Raupen oder Kettenfahrzeugen oder 
sonstigen Lastkraftwagen und Abräummaschinen ist ohne unsere Zustimmung 
nicht erlaubt. Erforderlich werdende Überfahrten sind mit uns, der Thyssengas 
GmbH, im Vorfeld abzustimmen.

Der Ausbau evtl. Zufahrtswege muss im Bereich der Leitungstrassen den 
Belastungsklassen SLW 30 bzw. SLW 60 entsprechen. Die laut DVGW 
Arbeitsblatt 462, Teil II geforderte Mindestüberdeckung von 1,0 m ist zwingend 
einzuhalten. Gleichzeitig muss im Rahmen eines eventuell geplanten 
Oberbodenabtrages im Bereich geplanter Zuwegungen ein Erdpolster von 
mindestens 0,5 m gewährleistet sein. Eine eventuelle Ausbauplanung ist im 
Vorfeld mit uns, der Thyssengas GmbH, abzustimmen.

Baustelleneinrichtungen oder das Lagern von Bauelementen sind im 
Leitungsschutzstreifen nicht gestattet.

Bitte stellen Sie sicher, dass unsere Gasfernleitungen durch Ihr Vorhaben weder 
technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden.

Bauarbeiten im Schutzstreifenbereich unserer Ferngasleitungen dürfen auf 
Grundlage dieser Planungsanfrage nicht erfolgen.

Die von uns überlassenen Unterlagen sind nur für Planungszwecke zu 
verwenden.

Des Weiteren bitten wir Sie, das beiliegende Merkblatt für die Aufstellung von 
Flächennutzungs- und Bebauungsplänen und unsere allgemeine Schutzan-
weisung für Gasversorgungsleitungen der Thyssengas GmbH zu berücksich-
tigen.

Wir bitten Sie, dass die Ihnen überlassenen Planunterlagen unseres Hauses nur 
zu Planungszwecken verwandt werden und keine Weitergabe an Dritte erfolgt.

Sollten Sie weitere Informationen benötigen, sind wir Ihnen gerne behilflich.

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren.

Mit freundlichen Grüßen
Thyssengas GmbH

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und bedarf daher keiner Unterschrift.
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Wir bei der Thyssengas nehmen den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten sehr ernst. Ihre Privatsphäre ist 
für uns ein wichtiges Anliegen. Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den jeweils 
anwendbaren gesetzlichen Datenschutzanforderungen zu den nachfolgend aufgeführten Zwecken. 
Personenbezogene Daten im Sinne dieser Datenschutzinformation sind sämtliche Informationen, die einen 
Bezug zu Ihrer Person aufweisen.

Verantwortlicher    Datenschutzbeauftragter
Thyssengas GmbH    Thyssengas GmbH
Emil-Moog-Platz 13, 44137 Dortmund  datenschutz@thyssengas.com

Rechtsgrundlage der Verarbeitung

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von Daten im Rahmen der Netzauskunft und Einweisung von Fremd-
fi rmen ist das berechtigte Interesse der Thyssengas, die Einhaltung der in §49 (1) EnWG geforderten all-
gemein anerkannten Regeln der Technik nachweisen zu können.

Zweck der Verarbeitung

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist Bestandteil der Dokumentation einer erfolgten Informa-
tionsbereitstellung (Planwerk, Aufl agen und Sicherungsmaßnahmen). Ebenso die Identifi zierbarkeit im Falle 
eines sicherheitsrelevanten Vorfalls.

Empfänger der Daten

Es erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetz-
lichen Pfl ichten benötigen. Dazu gehören auch die von uns beauftragten Dienstleister. Selbstverständlich 
werden diese Empfänger auf die Einhaltung unserer datenschutzrechtlichen und sicherheitstechnischen 
Anforderungen verpfl ichtet. Darüber hinaus erhalten Dritte grundsätzlich keinen Zugriff zu Ihren Daten, es 
sei denn es liegt eine Rechtsgrundlage vor. Dies ist insbesondere der Fall, wenn gesetzliche Vorschriften uns 
zur Weitergabe verpfl ichten oder eine Einwilligung Ihrerseits vorliegt. 
Thyssengas lässt einzelne Aufgaben und Serviceleistungen durch sorgfältig ausgewählte und beauftragte 
(IT-) Dienstleister ausführen, welche ihren Sitz innerhalb der EU haben. Eine Datenübermittlung in Länder 
außerhalb der EU fi ndet nicht statt.

Dauer der Speicherung

Nicht mehr benötigte Daten werden von uns unverzüglich gelöscht, sofern dem keine gesetzlichen Aufbe-
wahrungsfristen oder andere sachliche Gründe entgegenstehen.

Ihre Rechte

–  Auskunft, Berichtigung, Löschung etc.: Gerne geben wir Ihnen Auskunft darüber, ob und welche personen-
bezogenen Daten von Ihnen bei uns gespeichert sind und an wen wir diese ggf. weitergegeben haben. 
Nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen können Sie folgende weitere Rechte geltend machen: 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung (Sperrung für bestimmte Zwecke) sowie 
Datenübertragung. 

–  Widerspruchsrecht gegen Direktwerbung, etc.: Sofern wir eine Verarbeitung von Daten auf Grundlage 
der sog. Interessenabwägung vornehmen, haben Sie jederzeit das Recht aus Gründen, die sich aus Ihrer 
besonderen Situation ergeben, gegen diese Verarbeitung Widerspruch einzulegen. Insbesondere haben Sie 
das Recht, Widerspruch gegen die Verarbeitung zu Werbezwecken einzulegen. 

–  Widerrufsrecht: Sofern Sie uns eine gesonderte Einwilligung für die Verarbeitung Ihrer Personenbezogenen 
Daten erteilt haben, können Sie diese jederzeit uns gegenüber widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der Verar-
beitung Ihrer Daten bis zum Widerruf bleibt von einem Widerruf unberührt. 

–  Fragen oder Beschwerden: Sie haben das Recht, sich bei Fragen oder Beschwerden an die zuständige 
Aufsichtsbehörde zu wenden. Eine Übersicht über die Landesdatenschutzbeauftragten mit ihren Kontakt-
informationen fi nden Sie auf der folgenden Webseite der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit: https://www.bfdi.bund.de/DE/Infothek/Anschriften_Links/anschriften_links-node.html

Stand vom 03.12.2018 

60.52 Datenschutzinformationen zur Netzauskunft 
 und Einweisung von Fremdfirmen



ALLGEMEINES
Gasfernleitungen dienen der öffentlichen Energieversorgung. Die Leitungen der TG haben einen Durchmesser bis 
maximal DN 1000 und werden mit einem Druck von bis zu DP 84 bar betrieben. Neben den Leitungen verlaufen 
teilweise Begleitkabel in unterschiedlichen Abständen und teilweise mit geringerer Überdeckung.
Damit Bestand und Betrieb der Leitungen nicht gefährdet bzw. behindert werden, muss die TG vor allen 
Baumaßnahmen im Bereich der Versorgungsanlagen rechtzeitig informiert werden. Der Bauausführende muss 
über aktuell bereitgestellte Bestandspläne zu den Gasfernleitungen der TG verfügen.
Das DVGW-Arbeitsblatt GW 315 (A) (Maßnahmen zum Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten) 
ist zu beachten (Bezugsquelle: Wirtschafts- und Verlagsgesellschaft Gas und Wasser mbH, Postfach 14 01 51, 
53056 Bonn).

Es wird hiermit ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die in den Plänen enthaltenen Angaben und Maßzahlen hin-
sichtlich Lage und Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss gerechnet werden. Darüber hinaus 
darf auf Grund von Erdbewegungen, auf die das Versorgungsunternehmen keinen Einfluss hat, auf eine Angabe 
zur Überdeckung nicht vertraut werden. Die genaue Lage und der Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen (Querschläge, Suchschlitze, Handschachtung o.a.) in Abstimmung mit un-
serer Betriebsstelle festzustellen. Die abgegebenen Pläne geben den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung 
wieder. Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer aktuelle Pläne vor Ort vorliegen. Die Auskunft 
gilt nur für eigene Leitungen der TG, so dass ggf. noch mit Anlagen anderer Versorgungsunternehmen gerechnet 
werden muss, bei denen weitere Auskünfte eingeholt werden müssen. Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen 
aus dem Plan ist nicht zulässig. Stillgelegte Leitungen der TG sind unter Umständen in den Plänen nicht dargestellt, 
können in der Örtlichkeit jedoch vorhanden sein. Der Bauunternehmer hat eine fachkundige Aufsicht zu stellen. 
Absperreinrichtungen, Straßenkappen und sonstige zu den Versorgungsanlagen gehörende Einrichtungen müssen 
während der Bauzeit zugänglich und betriebsbereit gehalten werden.

1.	�Gasfernleitungen sind durch Handschachtung freizulegen. Der Einsatz von Baumaschinen im Bereich unserer 
Anlagen ist nur dann gestattet, wenn eine Gefährdung auszuschließen ist. Freigelegte Gasfernleitungen sind 
vor Beschädigung zu schützen und zu sichern. 

2.	�Werden bei Bauarbeiten trotz Erkundigungen unvermittelt Gasfernleitungen oder Trassenwarnbänder der 
z.B. WFG / VEW / RWE / Thyssengas gefunden, so sind die Arbeiten an diesem Ort sofort einzustellen und die 
zuständige Betriebsstelle zu verständigen.

3.	�Jede Beschädigung einer Gasfernleitung, auch die der Rohrumhüllung oder eines Kabels, ist wegen der  
unabsehbaren Folgeschäden unverzüglich unserer ständig besetzte Leitzentrale unter der Rufnummer  
0800 0 010345 zu melden. Aus Sicherheitsgründen sind die Arbeiten im Bereich der Schadstelle ein‑ 
zustellen, bis der Schaden durch unsere Fachleute begutachtet worden ist und die Arbeiten wieder  
freigegeben werden. Zum Zweck der Kontrolle bzw. der Beseitigung von Beschädigungen durch TG  
darf die Baugrube nicht verfüllt werden.

4.	�Wird versehentlich die Umhüllung der von uns überwachten Gasfernleitungen beschädigt, werden 
diese Schäden grundsätzlich unentgeltlich durch uns beseitigt.

5.	�Zum Zeitpunkt des Betretens der Baugrube durch TG-Personal bzw. durch ein von TG beauftragtes Unterneh-
men, hat die Baugrube den einschlägigen Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften zu entsprechen. 

6.	�Bei ausströmendem Erdgas besteht die Gefahr der Entzündung; daher sofort 
	 a.	 Leitzentrale unter Telefon 0800 0 010345 unverzüglich informieren 
	 b.	 alle Baumaschinen und Fahrzeugmotoren abstellen 
	 c.	 Funkenbildung vermeiden, nicht rauchen, kein Feuer anzünden 
	 d.	� angrenzende Gebäude auf möglichen Gaseintritt prüfen, ggf. Türen und Fenster öffnen,  

keine elektrischen Anlagen (hierzu gehören u. a. Lichtschalter) bedienen 
	 e.	 Gefahrenbereich räumen, weiträumig absichern und Zutritt unbefugter Personen verhindern 

7.	�Vor dem Wiederverfüllen freigelegter Gasfernleitungen ist der örtlich zuständige Ansprechpartner der TG zu 
informieren. Dabei sind Gasfernleitungen und Kabel vor jeglicher Beschädigung durch eine Sandbettung bzw. 
gleichwertigem Material zu schützen. Entfernte Trassenwarnbänder sind wieder einzubauen. Die vorge-
fundenen Straßenkappen, Steine und Pflasterungen sind entsprechend der Anweisung unserer Mitarbeiter 
ordnungsgemäß wieder einzubauen. Im Bereich von Verkehrsflächen ist die „ZTV A-StB 12“ (Zusätzliche Tech-
nische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Aufgrabungen in Verkehrsflächen) der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen in der gültigen Ausgabe zu beachten.

8.	Für Arbeiten im Leitungsbereich gilt:
	 A.     Nicht zulässig im Schutzstreifen sind:
	 A1.		 Oberflächenbefestigung in Beton.
	 A2.		 Erdarbeiten mit Maschinen unter einem Mindestabstand von 1 m neben und 0,5 m über der Leitung.
	 A3.		 Gebäude*, Überdachungen und sonstige bauliche Anlagen sowie Fundamente.
	 A4.		 Schachtbauwerke (Kanal-, Kabelschächte usw.).
	 A5.		 Dauerstellplätze (z.B. Camping- und Verkaufswagen) sowie Festzelte.
	 A6.		 Baustelleneinrichtungen (z.B. Baucontainer) und das Lagern von schwertransportablen Materialien.
	 A7.		 Versickerungsmulden und Entwässerungsgräben.
	 A8.		 Bohrungen und Sondierungen.
	 A9.		 Futtermieten und Futtersilos.
	 A10. 	�Einleiten von aggressiven Flüssigkeiten ins Erdreich und das Lagern von chemisch aggressiven Produkten.
	 A11.	 Oster-, Martins- und sonstige Großfeuer.
	 A12.	 Sonstige Einwirkungen, die Bestand oder Betrieb beeinträchtigen bzw. gefährden.

* § 2 Abs. 2 der Bauordnung NRW definiert Gebäude als „selbständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlagen,  
die von Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren 
oder Sachen zu dienen“.

Allgemeine Schutzanweisung für Gasfernleitungen  
(inkl. Begleitkabel) der Thyssengas GmbH (TG)
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B.		 Genehmigungspflichtig sind:
B1.	� In Zwangslagen sind Schutzmaßnahmen abzustimmen (z.B. bei Schachtbauwerk, Kanal-, Kabelschacht,  

Fundament o.ä.).
B2.	� Landwirtschaftliche Bodenbearbeitungsmaßnahmen, wie z.B. Tiefenlockerungen und Tiefpflügen,  

die eine Tiefe von 0,5 m überschreiten.
B3.	 Befahren mit schweren Baufahrzeugen bei unbefestigter Oberfläche.
B4.	� Verlegen von Leitungen, Kanälen, Kabeln und Drainagen. 

Die lichten Abstände sind unter Berücksichtigung der Leitungsdurchmesser, der örtlichen und technischen 
Gegebenheiten und der betrieblichen Belange festzulegen. Bei längeren Parallelführungen sind besondere 
Vereinbarungen (z.B. größere Abstände oder Interessenabgrenzungsvertrag) notwendig.

B5.	� Spülbohr-, Inlining-, Injektion- oder Berstlining-Verfahren o.ä. im Zuge von Leitungsverlegungen  
bzw. Leitungssanierungen.

B6.	 Errichten von Park-, Sport-,Tennisplätzen oder ähnliches.
B7.	� Bauen bzw. Ausbau von Straßen, Zuwegung und temporären Baustraßen. 

Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Verkehrslast (SLW 30 bzw. SLW 60 nach DIN 1072)  
sind diese so herzustellen, dass Setzungen der Gasfernleitung ausgeschlossen sind.

B8.	 Einbringen von Behältern jeglicher Art (z.B. Öltanks, Regenwassertanks).
B9.	� Rammarbeiten. Schwingungsmessungen sind erforderlich.  

Falls die max. zulässige resultierende Schwingungsgeschwindigkeit v < 30 mm/sec überschritten wird,  
sind Maßnahmen zur Reduzierung der Schwingungsgefährdung vorzusehen.

B10.	 Bodenab- und -auftrag, Bodenlagerungen, Aufgrabungen sowie das Anlegen von Böschungen.
B11.	 Erdarbeiten mit Maschinen.
B12.	� Errichten von Zäunen und Mauern sowie Pflanzen von Hecken, wenn diese die Leitung kreuzen  

oder längs der Leitung verlaufen.
B13.	 Anlegen von stehenden und fließenden Gewässern.
B14.	 Querschläge / Suchschlitze in Handschachtung. 
B15.	 Lärmschutzwände und Schutzplanken.
B16.	 Bau und Abbruch von Hochspannungsfreileitungen.
B17.	 Windenergieanlagen.
B18.	 Steinkohle-, Braunkohle- und Salzbergbau sowie Abbau von Bims, Kies, Sand und Ton.
B19.	 Abbrucharbeiten und Sprengungen.

C.		 Zulässig sind:
C1.	 Die landwirtschaftliche und gärtnerische Nutzung.
C2.	 Befahren mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen aller Art.
C3.	 Landwirtschaftliche Bodenbearbeitung bis zu einer Tiefe von 0,5 m.
C4.	� Waldbestände und Einzelbäume mit einem Abstand > 5 m beiderseits der Leitungsaußenkanten.  

Die Standorte sind mit Blick auf die weitere Entwicklung des Stammdurchmessers zu wählen.  
Vor Ausführung ist eine Abstimmung mit uns erforderlich.

C5.	� Strauchwerk bis 2 m Höhe in solchem Abstand, dass Inspektionen, Messungen und  
sonstige Maßnahmen ohne Beeinträchtigungen möglich sind.

C6.	 Nicht ganzjährig aufgestellte, mobile Pools. Dauerhaft aufgestellte Pools sind genehmigungspflichtig.

D. 	 Grundsätzlich gilt für Arbeiten im Bereich von Gasfernleitungen:
D1.	� Kappen von Armaturen müssen jederzeit frei zugänglich sein. Weder durch Baumaterial  

noch durch Baufahrzeuge darf der Zugang behindert werden.
D2.	� Schilderpfähle mit Messeinrichtungen (SMK/MG) müssen während der Bauarbeiten gesondert gesichert 

werden, da von ihnen Kabelanschlüsse zur Gasfernleitung führen. Einzelheiten sind abzustimmen.
D3.	� Riechrohrgarnituren, die während der Baumaßnahme entfernt wurden, sind dem neuen Niveau  

anzupassen und wieder zu setzen. Einzelheiten sind abzustimmen.
D4.	� Leitungsmarkierungen (Schilderpfähle, Merksteine und Marken) sind auf den jetzigen Standorten  

zu belassen. In Zwangslagen ist eine Abstimmung erforderlich.

VERHALTEN IM SCHADENFALL
Bei ausströmendem Erdgas besteht die Gefahr der Entzündung.

Vorläufige Maßnahmen an der Schadenstelle

Verständigung der Leitzentrale - Tel.-Nr.: 0800 0 010345

Absperren der Schadenstelle in größerem Umkreis (20 bis 500 m), je nach Stärke des Gasaustrittes  
und der Windverhältnisse.

Personen aus dem Nahbereich entfernen, welche starken Schallimmissionen ausgesetzt sind.  
Retter sollen Gehörschutz tragen.

Innerhalb der Absperrzone dürfen sich keine Zündquellen befinden, kein Autoverkehr, 
kein offenes Feuer, Rauchverbot, kein Handy.          

Offene Feuer löschen. 

Löscharbeiten können sich nur auf die Umgebung beschränken.
Eventuell Räumung gasgefährdeter Wohn- oder Betriebsgebäude von Personen.
Nach Möglichkeit keine elektrischen Schalter betätigen.

Abwarten des Einsatztrupps der Thyssengas GmbH.

Das Absperren von Schiebern der Gasfernleitungen darf grundsätzlich nur durch den Einsatztrupp der  
Thyssengas GmbH oder deren Bevollmächtigte, sowie auf ausdrückliche Anweisung vorgenommen werden.
Kontakthalten über Telefon mit der Leitzentrale bzw. der Betriebsabteilung.

Löschen des brennenden Gases durch Thyssengas oder Feuerwehr

Allgemeine Schutzanweisung für Gasfernleitungen  
(inkl. Begleitkabel) der Thyssengas GmbH (TG)
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Die Gasfernleitungen dienen der öffentlichen Energiever-

sorgung. Sie sind bei der Aufstellung von Flächennutzungs- 

und Bebauungsplänen und bei den sich daraus ergebenden 

Folgemaßnahmen zu berücksichtigen. 

In vielen Fällen verläuft ein Begleitkabel parallel zu den 

Leitungen in unterschiedlichen Abständen und geringer 

Überdeckung. Bestimmte Leitungsarmaturen treten an die 

Erdoberfläche und sind durch Straßenkappen geschützt. 

Gegen Außenkorrosion sind die Leitungen kathodisch ge-

schützt. 

Die Leitungen und Kabel liegen innerhalb eines Schutzstrei-

fens, der 2 bis 15 m breit sein kann. Leitungsverlauf, zutref-

fende Schutzstreifenbreite und weitere Einzelheiten ergeben 

sich aus unseren Betriebsplänen. 

Leitungsrechte für unsere Gasfernleitungen bestehen grund-

sätzlich in Form von beschränkten persönlichen Dienstbar-

keiten (§§ 1090 ff. BGB), die im Grundbuch eingetragen 

sind, bzw. in schuldrechtlichen Verträgen.

Berühren die Flächennutzungs- und Bebauungspläne oder 

die sich aus Ihnen ergebenden Folgemaßnahmen den 

Schutzstreifen, bitten wir, folgende Punkte zu beachten: 

1. Der Verlauf der Gasfernleitung ist mit entsprechender 

Signatur in den Bebauungsplan zu übernehmen. Lagepläne 

– wenn erforderlich mit Einmessungszahlen – werden bei 

Bedarf zur Verfügung gestellt, oder die Leitungen werden 

von uns in eine Kopie des Bebauungsplanes einkartiert. 

In der Legende des Planes, oder an sonst geeigneter Stelle, 

ist auf die jeweilige Schutzstreifenbreite hinzuweisen. 

2. Grundsätzlich nicht zulässig sind innerhalb des Schutzstreifens 

– �die Errichtung von Gebäuden aller Art sowie Mauern par-

allel über bzw. unmittelbar neben den Gasfernleitungen. 

Oberflächenbefestigungen in Beton, Dauerstellplätze z.B. 

für Campingwagen, Verkaufswagen usw., sowie das La-

gern von schwertransportablem Material. 

– �sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder den Betrieb 

der Leitung gefährden oder beeinträchtigen. 

3. Niveauänderungen im Schutzstreifen dürfen nur mit un-

serer besonderen Zustimmung vorgenommen werden. 

4. Zur Vermeidung unzulässiger Einwirkungen bitten wir 

außerdem, die Anlage von kreuzenden oder parallel füh-

renden Straßen, Wegen, Kanälen, Rohrleitungen, Kabeln, 

Hochspannungsfreileitungen und Gleichstromleitungen, 

sofern eine Leitungsbeeinflussung nicht ausgeschlossen 

werden kann, rechtzeitig mit uns abzustimmen. 
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5. Vor Beginn von Baumaßnahmen in Leitungsnähe – auch 

außerhalb des Schutzstreifens – bitten wir, uns in jedem Falle 

zu benachrichtigen, damit erforderlichenfalls die Lage der 

Leitung und des Kabels sowie die mit der Leitung verbun-

denen oberirdischen Armaturen durch uns in der Örtlichkeit 

angezeigt werden können (besonders wichtig bei Einsatz von 

Raupenfahrzeugen).  

6. Der Schutzstreifen kann landwirtschaftlich und gärtnerisch 

genutzt werden. Dabei darf Strauchwerk bis zu 2,0 m Höhe 

in solchen Abständen gepflanzt werden, dass auf Dauer 

Kontrollbegehungen der Leitungstrasse ohne Beeinträchti-

gungen möglich sind. Eventuell geplante Baumstandorte sind 

gem. DVGW Merkblatt GW 125 (M) sowie des Merkblattes 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

e.V. FGSV Nr. 939 mit Blick auf die weitere Entwicklung des 

Stammdurchmessers zu wählen. Um die Gasfernleitung vor 

Beeinträchtigungen durch Wurzelwuchs zu schützen und 

eine gefährdungsfreie Lebensdauer der Bäume zu gewährlei-

sten, sollte der Abstand von 5,0 m zwischen Leitungsaußen-

kante und Stammachse nicht unterschritten werden.

7. Wir bitten, uns – im beiderseitigen Interesse – bereits bei 

der Planung über alle Maßnahmen und Vorhaben an oder 

innerhalb des Schutzstreifens zu unterrichten, damit Schutz-

maßnahmen rechtzeitig vereinbart werden können. 

Wir verweisen insoweit als Träger öffentlicher Belange auf § 

4 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23.09.2004, I 2414; zuletzt geändert durch Art. 4 G 

vom 31.07.2009, I 2585.

Thyssengas GmbH

Liegenschaften und Geoinformationen, Dokumentation

Kampstraße 49

44137 Dortmund

T	 +49 231 91291-2277

F	 +49 231 91291-2266

E	 leitungsauskunft@thyssengas.com

I	 www.thyssengas.com
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In diesem Übersichtsplan sind die Veränderungen des Gasfernleitungsnetzes nicht tagesaktuell nach-
gewiesen. Die Darstellung der Leitungstrassen ist den Maßstabsebenen entsprechend generalisiert.
Die genaue Lage und der Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Erkundungs-
maßnahmen (Querschläge, Suchschlitze, Handschachtung o.a.) in Abstimmung mit unserer Betriebsstelle
festzustellen. Die abgegebenen Pläne geben den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung wieder.
Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer aktuelle Pläne vor Ort vorliegen. Die
Auskunft gilt nur für eigene Leitungen des Versorgungsunternehmens, so dass ggf. noch mit Anlagen
anderer Versorgungsunternehmen gerechnet werden muss, bei denen weitere Auskünfte eingeholt werden
müssen. Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus dem Plan ist nicht zulässig. Stillgelegte Leitungen
sind unter Umständen in diesem Übersichtsplan nicht dargestellt, können in der Örtlichkeit jedoch vor-
handen sein.
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Schulze-Zurmussen, Stefanie

Von: ND, ZentralePlanung, Vodafone <ZentralePlanung.ND@Vodafone.com>
Gesendet: Freitag, 28. Juli 2023 10:07
An: Schulze-Zurmussen, Stefanie
Betreff: [Extern] Stellungnahme OEG-5575, Vodafone West GmbH, 42. Änderung 

des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde

ACHTUNG: Diese E-Mail stammt von einem externen Absender. Bitte vermeiden Sie es, Anhänge oder externe Links zu öffnen. 

 
Vodafone West GmbH | Ferdinand-Braun-Platz 1 | D-40549 
Düsseldorf 
  

  
  
  

E-Mail: ZentralePlanung.ND@vodafone.com 
Vorgangsnummer: OEG-5575 
  

  
Stadt Oelde 
Ratsstiege 1 
59302 Oelde 

Datum 28.07.2023     
   
42. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde 
  

                 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 07.07.2023. 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend macht. In 
Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet 
werden wir dazu eine Stellungnahme mit entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 
 
Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum 
weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten 
weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Vodafone West GmbH 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Order Entry 
 
ZentralePlanung.ND@vodafone.com 
  
Vodafone West GmbH, Ferdinand-Braun-Platz 1, 40549 Düsseldorf 

 
vodafone.de/business 
 

Together we can 

 
Vodafone West GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 1, D-40549 Düsseldorf  
vodafone.de                                                                                                                                                                                                                                        
Handelsregister: Amtsgericht Düsseldorf, HRB 95209 
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf 
Geschäftsführer/innen: Marcel de Groot, Ulrich Irnich, Carmen Velthuis 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: Stefanie Reichel 
Steuernummer: 103/5700/2180 
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